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Editorial

Mit diesem Sondeiband soll die in AS 6 begonnene Diskussion „Steat und
Monopole" fortgeführt werden. Dabei war es nicht die Absicht der Autoreh,
den vielSltigen „Staatsableitungen" eine neue hinzuzufügen. Vielmehr er
wuchs aus der kritischen Auseinandersetzung mit bisherigen Versuchen der
Neubestimmungvon Form und Funktionen des bürgerlichen Staates das Inter
esse, gerade solche Fragestellungen weiter zu verfolgen bzw.wieder aufzugreir
fen, die oft.raitgröBerBeharrlichkeit ausgeblendet bzw.übergangenwurden.

Ein Arbeitskreis, demdiemeistender Autorenangehörten,beschäftigte sich
zunächst intensiv mit dem Thema der historisch-materialistischen Staatsbe
stimmung,um die beschränkende Identifizierungdes „Staates" mit dem bütr
gerlichenStaat aububrechen und zugleich die Grenzen der Reduktion des hir
storischen Materialismus aufdie Kritikder politischen Ökonomieaufzuzeigen.
In diesemDiskussionszusammenhang wurdedie Beschäftigung mit der Kate
gorie des Eigentums gleichsam zum Leitmotiv der gemeinsamen Arbeit, die
freilich noch längst nicht als abgeschlossen gelten kann. Die Aufsätze von
H. Schütteund U. WackersindVersuche,einerseitsdieBeziehungenzwischen
Vergesellschaftungsprozessen, ihren materielien Triebkräften und den ihnen
entsprechenden politischen Herischaftsformen, andererseits in der histori
schen Analyse des „Absolutismus"-Problem$ die Dialektik von Produktivkräf
ten undProduktionsverhältnissen in bezug aufdiespezifischen Übergangsfor-
men des Staates mit der Herausbiidungund revolutionären Durchsetzungder
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft genauer zu bestimmen.

Ein weiteres wichtigesProblemsehen die Verfasser darin, daß in der neueren
staatstheoretischen Diskussion zu wenig der Bestinunung des Zusammenhan
ges zwischen der Entwicklung von Staatsform und -funktionen und der histori
schen Entwicklungstendenz der bürgerlichen Gesellschaft, ihre immanenten
Grundwidersprüche im geschichtlichen Prozeß zu reproduzieren, nachgegan
gen wurde.Oft wird- aufgrundeiner abstrakten Fixierungauf den Begriffdes
„Kapital im aUgemeinen"- dieserProzeßcharakterschlichtnegiertbzw.alsdas
„Reich des Zufalls" behandelt. Gleichwohlgeht es nicht nur um die Beschäfti
gung mit dem historisch-transitorischen Charakter der bürgerlichen Gesäl-
schaft, sondern zugleich um die konkreten Vermittlungsebenen, auf denen so
zialökonomische Widersprüche auf das Handeln und Bewußtsein der Klassen
einwirken und in diesemHandeln,im Klassenkampf, auchForm und Funktio
nen des politischen Systems dieser Gesellschaft bestimmen. Wenn der Staat
immer auchProdukt der Klassengegensätze undder Klassenkämpfe ist, dann
besteht gegenwärtig offensichtiich ein erheblicher Mangel an theoreti^beU
und empirischen Analysen, um diese absUrakteAussage zu fundieren und zu
konkretisieren. Der Betragvon W. Kiepert stellt einige methodische Überle
gungen zu diesem Problem an. H. Asseln und F. Deppe hingegen versuchen,
anhand strategischer Diskussionen in der heutigen westeuropäischen Arbei
terbewegung - namentlich in Italien und Frankreich - die Bedeutung der
„Staatsfiage" für die Klassenkämpfe- und, darin eingeschlossen,der Konzep
tion der „demokratischen Transformation des Staates" - zu diskutieren. Die
Konzentration auf die größten westeuropäischen kommunistischen Parteien:
erfolgt,nichtweilirgendeineFluchtin neueabstrakteVorbiidergefördertwer-



densoll,sondernweil sichfürdieseParteiendie „Staatsfirage" heute konkret
und praktisch stellt.

Danach folgen drei Beiträge, in denen jeweilsan konkretem historischem
Material analysiert wird, wie, mit welchem Erfolg und gegen welcheWder-
stände der bürgerliche Staat seine ökonomischen Funktionen wahrnimmt.
H.Caspar untersucht anhand der Deflationspolitik Brünings (1930-1932)
denwidersprüchlichen Zusammenhang vonökonomischen Interessen undpo
litischen Handlungsbedingungen während der kapitalistischen Weltwirt
schaftskrise. B. GütherbehandeltdieEntwicklung der Infrastnikturpolitik un
ter dem Gesichtspunkt des wachsenden Widerspruchs von Vergesellschaf
tungsprozessen und kapitalistischen Produktionsverhältnissen und H. J. Axf
diskutiert Fragen des Verhältnisses von ökonomischer Intemationalisierung
und nationalstaatlicher Intervention am Beispiel der „Erdölkrise" imd der
Energiepolitik.



Helmuth Schütte

Staatstheorie als Methodenproblem des historischen
Materialismus

1. Uber den staatstheoretisdien Erkenntniswert der Eigentumskategorie

Den Eigentumsverhältnissen einen grundlegenden Stellenwert bei Form
und Funktionsbestimmung der politischen Sphäre der bürgerlichen Gesell
schaft beizumessen, könnte das Mißverständnis hervorrufen, hier würden
ebenso wie im an anderer Stelle kritisierten' formanalytischen Ansatz der
neueren marxistischen Staatsdiskussion die Verhältnisse der Warenzirkulation
schon deshalb als Eigentumsverhältnisse aufgefaßt, weil sich in dieser Sphäre
die Individuen als Privateigentümer von Waren gegenübertreten. Doch sind
dem Austausch andere Verhältnisse vorausgesetzt, denn der Eigentumstitel
„selbst wird durch den Verkauf nicht erzeugt, sondern nur übertragen. DerH-
tel muß da sein, bevor er verkauft werden kann, und so wenig wie ein Verkauf,
kann eine Reihe von solchenVerkäufen, ihre beständige Wiederholung, diesen
ntel schaffen.Was ihn überhaupt geschaffen hat, waren die Produktionsver
hältnisse."' Daß letztere in ihrer bürgerlichen Form - basierend auf dem realen
Schein der Zirkulationssphäre - Bewußtseinsformen produzieren, die „Eigen
tum" auch dort ab existent erscheinen lassen, wo real Eigentumslosigkeit

' herrscht, ist ein Phänomen, das Marx mit der gewollten Formulierung einer
contradictio in adjecto zugespitzt auf den Begriff brachte: Er sprach vom
Lohnarbeiter ab freiem „Eigentümer seines Arbeitsvermögens, seiner Per
son"', machte aber zugleichdiese Charakterisierung als illusorischejuristische
Widerspiegelung eines gesellschaftlichen Verhältnissestransparent, das seinen
wirklichen Inhalt nur verkehrt erscheinen läßt. Es war für ihn selbstverständ
lich, daß auf die Frage, wasdas bürgerliche Privateigentum sei, „nur geantwor
tet werden (konnte) durch einekritische Analyse der ,politbchen Ökonomie',
die das Ganze jener Eigentumsverhältnisse, nicht in ihremjuristischen Aus
druck als Willensverhältnisse, sondern in ihrer realen Gestalt, d. h. als Produk
tionsverhältnisse, umfaßte'". Demgegenüber ist in der neueren staatstheoreti
schen Diskussion dort, wo das Privateigentum ab ursächlicher Bestimmungs
grund für dieNotwendigkeitpolitbcher Vermittlungder gesellschaftlichen Re
produktion angeführt wird, durchwegdas Bewußtsein abhanden gekommen,
sichim Bereich des juristischen Eigentumsbegriffszu bewegen'. Den tatsächli
chen Inhalt des materialbtbchen Eigentumsbegriffswiederfreizulegen- daß er
nämlich den Prozeß formbestimmter Naturaneignung begrifflich abbildet -,
ihn abo nicht ab Oberflächenkategorie der Warenzirkulation zu fassen, bt nö
tig, um die Relevanz der Eigentumsverhältnisse für die Entstehungsnotwen-
djgkeit staatlicher Organbierung von antagonistischen Gesellschaftsformatio
nen zu verdeutlichen.
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Kapilalbewegung, Klassenverhältmsse, Staatsfimktionen 83

45 Auf die Bedeutung diesesSachverhaltsist insbesondere von Engelsund Lenin viel
fach hingewiesenworden. VgLz.B. Lenin: Werden die Bolschewikidie Staatsmacht be
haupten? in: Lenin Werke, Bd. 26, S. 88 fL F. Engels: Anli-DQbring,MEW 20, S. 167.
Diesist vorallemvulgärmarxistischen Positionengegenöberzu betonen,die imStaat ein
zig eine repressive Maschinerie erblicken.

46 Von hier aussind auch die Bedingungenund Tendenzen für die Etablierung autori
tärer Herrschaftsformen zu begründen;siehedazu die Arbeit von H. Asseln,F. Deppe in
diesem Band.

47 Es ist hier weder Platz, dies füralle „Stufen" vorzuführen, noch dies mit empirischen
Fakten auZuarbeiten. Siehe zur empirischen Analyse den Beitrag von H. Caspar indiesem
Band.

48 K. Marx: Das Kapital, Bd. 3, MEW 25, S. 452.
49 Es gOt zu unterstreichen,daBes sich hier um dominante Eigenmmsstrukturen als

Bewegungsformen des Kapitals handelt. Dies wird gerade von Kritikern der Monopol
theorieverkannt,die imMonopol nurein großesEinzelkapital sehen,dabeiabervonden
strukturellen Modifikationen der kapitalistischen Reproduktion abstrahieren und somit
die Historizitätdes Kapitals negieren.Vgl.D. Jordan: Der.MonopolbegriffimSystemder
Kritik der politischen Ökonomie, in: R. Ebbighausen (Hrsg.); Monopolimd Staat. Zur
Marx-Rezeptionin der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, Frankfurt/M.
1974, S. 137 ff.Zu welchen Inkonsistenzen und Widersprüchen es führt, wermdie Histori
zität des Kapitalsnichtkonsequententwickeltwird,demonstriertE. Altvater: Wertgesetz
und Monopolmacht, a.a.O.

50 Wir können hier nicht detailliert auf die Monopolproblematik eingehen, sondern
müssen uns damitbegnügen, einigein unseremZusammenhang wichtige Strukturmerk
malezu benennen,Vgl.zuden speziellen ProblemendiesesKomplexes und'deren kontro
verser Diskussionz.B. W. M. Breuer: Zur Politischen Ökonomie des Monopols, Köln
1975; die AuBätze von Huffschmid, Katzenstein und Altvater im Argument-Sonderband
Nr. 6 sowie R. Ebbighausen (Hrsg.): Monopol und Staat, a.a.O.

51 Tjulpanow, Scheinissprechen in diesem Zusammenhang von „drei Agenten der
Produktion", vgl. S. L. Tjulpanow, V. L. Scheirris: Aktuelle Probleme der politischen
Ökonomiedes heutigen Kapitalismus, Frankfürt/M. 1975, S. 118.

52 In diesem Sinne wird der Staat auch nicht - wie Hirsch meint - „zu einem Moment
der Durchsetzungdes Wertgesetzes"(J. Hirsch:Elementeeiner materialistischen Staats
theorie, In: Braurtmühl, Funken u.a.: Probleme einer materialistischen Staatstheorie,
Frankfurt/M. 1973, S. 241), sondern gerade zum Förderer ihm entgegengesetzter Friktio
nen. Die Widersprüchlichkeit von Staatsfunktionenbegründet sich daher nicht aus den
Schwierigkeiten,das Wertgesetzdurchzusetzen,sondern umgekehrt daraus, daBsie einer
seits seine hemmenden Prozesse fördern, andererseits deren systembedrobende Wirkun
gen kompensieren sollen. VgLauch H. J. Axt: Staat—Multinationale Konzerne—Europä
ische Wirtschaftsgememschaft, a.a. O., S. 179.

53 Vgl. dazu den folgenden Beitrag von H. Asseln, F. Deppe.
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Heiko Asseln und Frank Deppe

Die „Staatsfrage" und die Strategie der Arbeiterbe
wegung

1. Votbemerkung

Daß die Anstrengung um die „Rekonstruktion" einer materialistischen
Theorie des Staates auf die Praxis der Klassenauseinandersetzungen, auf zen
trale Probleme der Strategie der Arbeiterbewegung bezogen ist, wird von na
hezu allen Teilnehmern der „Staatsdebatte" emphatisch beteuert. Wie in kaum
einem anderen Gebiet läßt sich bei der „Staatsableitung" das intellektuelle
Kokettieren mit der „proletarischen Revolution" und das Bedürfnis individua
listischer Seibstbestätigung miteinander kombinieren. „Kritik des Staates ist
Kritik der Politik" - und „Kritik der Politik" erscheint unmittelbar als „Anlei
tung politischen Handelns". Dennoch erstarrte im Verlauf der Diskussion der
vergangenen Jahre das Bekenntnis zur praktisch-politischen Relevanz der
Staatsanalyse zum Ritual; denn es zeigt sich, daß kaum noch die Anstrengung
unternommen wird, die Analyse der Form- und Funktionsbestimmung des
Staates mit den praktischen Anforderungen der „unter unseren Augen vor sich
gehenden geschichtlichen Bewegung" zu vermitteln. Vielmehr scheint sich ein
kleinbürgerlicher Besitzindividualismus in der Verteidigung von Ableitungs-
ansätzen durchzusetzen.

Oft erschöpft sich der politische Anspruch in einem abstrakten „ Antirevisio-
nismus". So begann die „Staatsdebatte" vor einigen Jahren mit der Hypothese
von der „abnehmenden Rolle des Staates beim Kampf zwischen Kapital und
Arbdit"*, in deren Konsequenz die unmittelbare Konfrontation auf der Ebene
der materiellen Produktion als die zentrale Ebene der Klassenauseinanderset

zungen, die Orientierung des Kampfes der Arbeiterbewegung auf demokrati
sche Veränderungen der Strukturen und Funktionen des politischen Herr
schaftssystems hingegen als illusionär und reformistisch bestimmt wurde. Zu
gleich verfielen nachfolgende „Ableitungsansätze" oft einer Revoiutionsme-
taphysik, indem sie die Entschleierung der mystifizierten Formen politischer
Herrschaft, die Aufdeckung des Wesens der bürgerlichen Staatsgewalt als Un-
terdrückungs- und Disziplinierungsinstrument der herrschenden Klasse, mit
dem Hereinbrechen der ökonomischen und politischen Krise der bürgerlichen
Gesellschaft verkoppelten' und auf diese Weise den Bezug zur Vermittlung
zwischen der theoretischen Erkenntnis der bürgerlichen Gesellschaft und dem
„täglichen Kleinkrieg zwischen Lohnarbeit und Kapital" abschnitten - bis die
Revolution im Gefolge der Krise hereinbricht. Die bürgerliche Gesellschaft
wird so nicht mehr als ein konkret historischer Prozeß begriffen, der immer
schod durch den Klassenantagonismus konstituiert ist, sondern als ein abstrak
tes, überhistorisches Wesen, das zugrunde geht, indem es zu sich selbst kommt.

AROUMENT-SONDERBAND AS 16 9



Staaofrage und Strate^ der Arbeiterbewegung 85

Die nachfolgendenÜberlegungenkonzentrieren sichauf einigewesentliche
Aspekte, in denen die Verknüpfung der materialistischenStaatstheorie mit der
Strategie des Klassenkampfes besonders eng ist Dabei wird zunächst-anhand
der strategischen Vorstellungen und Diskussionen in der westeuropäischen
Arbeiterbewegung, insbesondere der größten kommunistischen Parteien We
steuropas (FKP, IKP, KPS) - der Frage nachgegangen, ob und in welcher
Weise der für den gegenwärtigen Kapitalismus charakteristische Zusammen
hang von gesellschaftlicher Reproduktion und politischen Herrschafts- und
Regulierungsfunktionen auf die Inhalte und Formen des Kampfes der Arbei
terbewegung einwirkt. Danach wird kurz auf die Konzeptionen von Marx, En
gels und Lenin zur „Erringung der politischen Macht" und zur „Zerschlagung"
der bürgerlichen Staatsmaschinerie als dem strategisch zentralen „Knoten
punkt" im Prozeßdes revolutionärenÜbergangs von der kapitalistischen zur
sozialistischen Gesellschaft eingegangen. Diese Zielsetzung kann nur aus der
Marx'schen Staatstheorie selbst begründet werden; die Aufhebung der Tren
nung von Staat und Gesellschaft, die Zurücknahme der Verdoppelung des ver
gesellschafteten Individuums in „Bourgeois" und „Citoyen", damit die radi
kale Veränderung der Formen und Institutionen gesellschaftlicher Herrschaft
und Verwaltung muß als wesentlicher Zweck des Kampfes um die politische
„Machtergreifung" begriffen sein und praktisch entfaltet werden. Schließlich
soll dann die heute von den kommunistischen Parteien vertretene Konzeption
der „demokratischen Transformation des Staates" genauer untersucht werden.

2. Die Strategie des Kampfes um die „antimonopolislisdie Demoloratie"

Die bürgerlichen Informationsmedien suggerieren seit einiger Zeit mit be
trächtlicher Energie die Vorstellung, daß sich - vor allem im Zusammenhang
der Vorbereitung der Berliner Konferenz der kommunistischen und Arbeiter
parteien Europas - ein Bruch in der internationalen kommunistischen Bewe
gung volb»gen habe^. Er soll sich in dem Verzicht aufwesentliche Bestandteile
des programmatisch-strategischen Grundkonzeptes des Marxismus-Leninis
mus äußern. Der Verzicht auf den Kampf für die „Diktatur des Proletariats",
den der letzte Parteitag der Französischen Kommunistischen Partei (FKP) be
schlossen hat, sei hierfür ein Beispiel*. Femer zeige sich der „Bruch" in wach
senden - auch öffentlich ausgetragenen - Meinungsverschiedenheiten zwi
schen den kommunistischen Parteien, vor allem zwischen den Regierungspar
teien der sozialistischen Länder und den größten westeuropäischen Parteien in
Italien, Frankreich und Spanien'. Schnell wurde der Begriff „Euro-Kommu
nismus" popularisiert, um die Wende in der Entwicklung der internationalen
kommunistischen Bewegung zu kennzeichnen'.

Die Auseinandersetzung mit solchen Interpretationen kann nicht auf jener
Ebene oberflächlicher Vorurteile erfolgen, bei denen der Wunsch eines Aus
einanderbrechens prinzipieller Solidarität in der internationalen kommunisti
schen Bewegung leicht als der Vater zu erkennen istL Vielmehr kommt es dar
auf an, vorhandene Meinungsverschiedenheiten vor dem Hintergrund gemein
samer Positionen und Strategien der kommunistischenParteien, der gegenwär
tigen Krise des kapitalistischen Systems und der Möglichkeiten einer erfolgrei
chen sozialistischen Politik, der besonderen Kampfbedingungen in den einzel
nen Ländern und schließlich der historischen Kontingenz der Begründung re-
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86 Heiko Asseln und Frank Deppe

volutionärer Strategien sowohl aus dem Erkenntniszusammenhang des Mar
xismus-Leninismus alsauchden praktisch-historischen Erfahrungendes bishe
rigen revolutionärenProzesses zu entwickeln und zu diskutieren.

Die Diskussion über die Prinzipien des „WegeszumSozialismus" beruht in
erster Linie darauf, daß in einigenhochentwickelten kapitalistischen Ländern
Westeuropas die Öffnung desWeges zumSozialismus zueinerTagesfrage ge
worden ist. Zum ersten Male seit der Niederschlagung des Faschismus
(1944/45) undder- biszum Eintritt indenkalten Krieg - nachfolgenden Pe
riode des wachsenden Einflusses der kommunistischen Arbeiterbewegung, wie
er u.a. inder Regierungsbeteiligung kommunistischer ParteienineinigenLän
dern Westeuropas sichtbar wurde, hat sich die Krisedes kapitalitischen Sy
stemssozugespitzt, daßseineMechanismen der Integration undSelbstregulie
rungzunehmend versagen, daßdieArbeiterbewegung imBündnis mitanderen
demokratischen Kräften emen bedeutenden Machtzuwachs auf allen Ebenen
dergesellschaftlichen Auseinandersetzungen errungen hat.DieseTransforma
tionistkeineswegs plötzlich eingetreten, sondernResultatweltpolitischer Ver
änderungen undKlassenauseinandersetzungen, die schon Mitteder sechziger
Jahre mitdemsichabzeichendenAbschlußder langenkapitalitischenProsperi
tätsphase einsetzte undEndedersechzigerJahre (u.a. „Mai68" in Frankreich,
„heißer Herbst 69" in Italien) einen ersten Höhepunkt erreichten. Obwohl
zum Teil Niederlagen hmzunehmen waren, konnten diese Bewegungen von
den Gegen-undAnpassungsstrategien desKapitals unddesbürgerlichenStaa
tes nicht zu einer Ausschaltung bzw.Schwächungder sozialistischenKräfte be
nutzt werden. Der Konununismus, der in der Periode des kalten Krieges und
der verschiedenen nationalen „Wirtschaftswunder" für tot erklärt worden war,
hat sichheute ineinigengroßenLändernWesteuropas zureinflußreichen poli
tischen Kraft, zur führenden Vertretung in der Arbeiterbewegung entwickelt'.
Während aber z.B. in Italien heute kaum noch gegen die zweitstärkste Partei
des Landes,dieKP, regiertwerdenkatm', befindensichdie kommunistischen
Parteien anderer Länder—z. B. in der BRD, Großbritannien, Belgien oder der
Schweiz- nachwievor ineinerpolitischen Randposition, die nichtnur ausden
besonderen ökonomischen Entwicklungsbedingungen dieser Länder, der
Weltmarktposition dernationalen Kapitale resultieren, sondern zugleichdurch
spezifisch nationale politische Traditionen, den Einfluß des Reformismus in
der Arbeiterbewegung oder auch durch staatlicheRepressions- und Integra
tionsstrategien bestimmt werden.

Trotz unterschiedlicher Aktions- und Kampfbedingungen der einzelnen
kommunistischen Parteien - vom Kampf um die endgültige Beseitigung des fa
schistischen Systems in Spanienbiszur Regierungsbeteiligung der Kommuni
sten in Italien-, stimmensie in ihrer strategischen Grundkonzeptiondes Weges
zumSozialismus weitgehend überein. Sieverfolgen aktuell nichtdasZieleines
gewaltsamen undplötzlichen Sturzes derherrschenden ökonomischen und po
litischen Verhältnisse. Vielmehr streben sie demokratische Strukturverände
rungen an,dieden„Weg zum Sozialismus öffnen" sollen. Diese Strategie des
Kampfes fürdie „antimonopolistische Demokratie'"®, füreine„fortgeschrit
tene politische und wirtschaftliche Demokratie"" bzw. —in Spanien —fürdie
„politisch-soziale" oder „antimonopolistische und antilatifundistische Demo-
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Staatsfrageund Strategieder Arbeiterbewegung 87

kiatie"" wurde während der Brüsseler Konferenz der kommunistischen Par

teien Westeuropas (1974) wie folgt charakterisitert:

„Diese Umgestaltungen, die den jedem Land eigenen Bedingungen
Rechnung tragen, müssen daraufzielen, dieVorherrschaft derMonopole
über die Nation einzuschränken und dann zu brechen, das ökonomische
und soziale Leben zu demokratisieren. Sie beinhalten im allgemeinen die
Verstaatlichung der Schlüsselsekloren der Wirtschaft oder die Auswei
tung des öffentlichen Sektors unter demokratischer Kontrolle und wirk
samer Beteiligung der Gewerkschaften, die Ausweitung der Rechte und
Positionen der Arbeiter im Betrieb, deren Beteiligung bei der Führung
und Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten. Die Entwicklung der
Kämpfe der Arbeiterklasse und anderer sozialer Schichten, die Opfer der
Politik des Großkapitals sind, die Herausbildung einer breiten Massen
bewegung, die von politischen, auf einen antimonopolistischen Inhalt ba
sierenden Bündnissen gefördert würde, können dazu führen, solche Ver
änderungen zu erzwingen. Der Kampf um diese demokratischen Umbe-
staltungen ist Bestandteil des Kampfes um den Sozialismus. Sein Erfolg
wird die günstigsten Bedingungen für einen Weg in diesem Kampf schaf
fen"."

Im Selbstverständnis dieser Parteien, bedeutet eine solche Orientierung kei
neswegs einen Bruch mit der marxistisch-leninistischen Theorie oder mit ihrer
eigenen historischen Erfahrung. Vielmehr wird die antimonopolistische De
mokratie als eine notwendige „Übergangsetappe" zwischen Kapitalismusund
Sozialismus begriffen und gerade in dieser Vermittlung von mittel- und langfri
stiger Strategie die qualitative Differenz zum sozialdemokratischen bzw. sozia
listischen Reformismus gesehen". Marx und Engels haben schon im „Mani
fest" von solchen Übergangsmaßnahmen gesprochen: „Das Proletariat soll
seine politische Herrschaft, die Erkämpfung der Demokratie" dazu benutzen,
Maßregeln zu ergreifen, „die ökonomisch unzureichend und unhaitbar er
scheinen, die aber im Laufe der Bewegung über sich selbst hinaustreiben und
als Mittel zur Umwälzung der ganzen Produktionsweise unvermeidUchsind"".
Lenin hat noch im September 1917 die Möglichkeit einer „revolutionären De
mokratie" anerkannt: Diese „ist noch kein Sozialismus, aber schon kein Kapi
taiismus mehr. Das ist ein gewaltiger Schritt zum Sozialismus, ein derartiger
Schritt, daß man - die Erhaltung der vollen Demokratie vorausgesetzt —von
diesem Schritt schon nicht mehr ohne eine unerhörte Vergewaltigung der Mas
sen zum Kapitalismus zurückkehren könnte"^'. Die Politik der „Aktionsein
heit" war schon auf dem zweiten Kongreß der Kl (1920) diskutiert worden, als
Lenin forderte, „die ganze Aufmerksamkeit auf den nächsten Schritt zu kon
zentrieren, ... nämlich darauf, ilie Form des Übergehens zur proletarischen
Revolution oder des Herangehens an sie ausfindig zu machen"." Auf diese
Forderung bezog sich später G. Dimitrov, als er vor dem 7. Weltkongreß der
KI (1935) darauf hinwies, die Einheitsfrontregierung werde sich „möglicher
weise... in einer Reihe von Ländern ... alseine der wichtigstenÜbergangsfor
men erweisen."'" Und nach 1943 beriefen sich die kommunistischen Parteien-
Z.B. bei der Regierungsbeteiligung, um am Aufbau einer „antifaschistisch-de
mokratischen" oder „volksdemokratischen" Ordnung mitzuwirken —immer
wieder auf diese theoretische und historische Kontinuität ihrer Politik.
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Hier sollendiese Liniennicht weiterverfolgt werden; denn jede Phase der
Entwicklung bedarf einer genauen Analyse derjeweiligen Kräftekonstellation
der Klassen, der weltpolitischen Situation und der besonderen nationalen
Kampfbedingungen derArbeiterbewegung. ImHinblick aufspäter zubehan
delnde Meinungsunterschiede muß jedoch festgehalten werden, daß diekom
munistischen Parteien in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern eine
Strategie verfolgen, die den Kampf für antimonopolitisch-demokratische
Übergangsziele für notwendig und den legalen, demokratischen und friedli
chen Übergang zu Sozialismus für möglich hält". Auch diese strategischen
Konzeptionen sind keineswegs neu: Schon 1960 wurden sie imwesentlichen
aufder Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien alsgemeinsame
Position formuliert - z.B.improgrammatischen Leitsatz überdieVermeidbar-
keit und Abwendbarkeit von Kriegen, oder mitdem Hinweis auf die Möglich
keit, „den reaktionären, voUcsfeindlichen Kräften eine Niederlage beizubrin
gen, eine stabile Parlamentsmehrheit zu erringen, das Parlament aus einem
Werkzeug, dasden Klasseninteressen der Bourgeoisie dient,inein Instrument
zu verwandeln,dasdem schaffendenVolkdient, einen umfassenden außerpar
lamentarischen Massenkampf zuentfalten, den Wiederstand der reaktionären
Kräfte zu brechen und die notwendigen Voraussetzungen für die friedliche
Verwirklichung der sozialistischen Revolutionzu schaffen^'.

Gleichwohlsollten Verweiseauf die gemeinsameBasisnichtdazu verleiten,
faktische Unterschiede und Differenzen zu verschleiern. Ebensowenig vermag
übrigens derbloße Hinweis aufdie historische Kontinuität theoretischer und
strategischer Diskussionen, z.B. überdas Programm der Demokratie, dieden
WegzumSozialismus öffnet—die Speziflk derheutigen Bedingungen derKlas
senauseinandersetzungen zu erhellen. Er tendiert sogar oftmals dazu, die
neuen Anforderungen undInhaltedes Klassenkampfes —aber auchseinewi
dersprüchlichen Bewegungsformen —inderVerallgemeinerung zunivellieren
und damit unkenntlichzu machen.Die strategischenGrundbestimmungen des
Weges der„antimonopolistischen Demokratie" undihrehistorische Funktion
sind nicht miteinigen Sätzen odergarSatzffagmenten von Marx, Engels oder
Lenin hinreichendzu begreifen,sondern beinhaltenin der Tat neue Elemente.
Diese sind aber nicht nur im Zusammenhang einer geistesgeschichtlichen Tra
dition, sondern in erster Linie im Zusammenhang realer geseUschaftlicher
Entwicklungsprozesse zu diskutieren.

1. DieKonzeption des friedlichen, demokratisch-legalen Kampfes fürden
Sozialismus ist zur bestimmenden strategischen Konzeption der kommunisti
schen Parteien geworden. BeiMarx undLenin figuriert diese Möglichkeit ganz
eindeutig als Ausnahmefall'. Engels hatnoch inseinem letzten Manuskript, in
demer denepochalen Wandel desrevolutionären Prozesses von derminoritä-
ren, bewaffneten Überrumpelung zum Kampf„bewußter Massen", der sich
auchdes „allgemeinen Stimmrechts" bedient", analysierte, ausdrücklich den
Umschlag derlegalen und friedlichen Aktion derArbeiterbewegung indieille
gale, gewaltsame Reaktion derBourgeoisie hervorgehoben". SeitdenAusein
andersetzungen mit dem Faschismus, verstärkt nach 1945, betrachten die
kommunistischen Parteien der hochentwickelten kapitalistischen Länder den
„bewaffneten Aufstand", den Weg des „Bürgerkrieges", als Ausnahmefall,
den friedlichen, demokratischen und legalenWeg als anzustrebenden Regel-
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fall''. Das heifit nicht, „sich in der Dlusioneiner ruhigen, erschütterungshreien
Evolution der Gesellschaft vom Kapitalismus zum Sozialismuszu wiegen"'*,
sondern dafi^„dieVolksmassen in jeder Etappe des Kampfes für den Sozialis
mus bereit und in der Lage sind, zu verhindern, dafi die Grofibourgeoisie, die
niemals freiwillig auf ihre Herrschaft und Privilegien verzichten wird, und die
Reaktion sich der Dlegalität, der Subversion und der Gewalt bedienen"".
Ebenso vertritt die Kommunistische Partei Spaniens die

„... Ansicht, dafi es unter bestimmten geschichtlichen Umständen
notwendig und unvermeidlich ist, zur Gewalt zu greifen, um die reaktio
nären Mächte zu stürzen, die den Fortschritt der Gesellschaft diktatorisch
verhindern, imd um sich der reaktionären Gewalt zu widersetzen. Wir
schliefien es auch nicht aus, dafi der demokratische Weg zum Sozialismus
Momente der Gewalt erleben kann. In einem solchen Falle wird die Ge
walt jedoch angewandt werden zur Verteidigung der Demokratie, zur
Verteidigung des Rechtes der Mehrheit, zur Verteidigung des pluralisti-
schen Systems freier Meinungsgegenüberstellung,des Rechtes des Vol
kes auf Ausdehnung der politischen Demokratie auf den sozialen Be
reich, des Rechtes darauf, eine Gesellschaft ohne Ausgebeutete noch
Ausbeuter frei au&ubauen"."

Das „Gewaltproblem" stellt sich aber nur im Zusammenhangder politischen
Sicherung dieser Konzeption und nicht als Alternative zu ihr. Das ist der ent
scheidende Gesichtspunkt, der die These von der Herausbildung neuer Ele
mente in den strategischen Konzeptionen der kommunistischen Parteien der
hochentwickelten kapitalistischen Länder bestätigt'*.

2. Allein aus der Anerkennung der bürgerlich-demokratischen Legalität
durch die kommunistischen Parteien, die die Anerkennung des Systems der
bürgerlichen Rechte und FreOieiten, der Institutionen des politischen Systems
bürgerlicher Herrschaft und schließlich der bürgerlichen Rechtsstaatlichkeit
einschließt, könnte auf einen Bruch mit der marxistisch-leninistischen Auffas
sung geschlossen werden, derzufolge die „Hauptfrage" der Revolution die
„Übername der (Staats-)Machtdurch die Arbeiterklasse und ihre Verbünde
ten" und die „Zerstörung der bürgerlichen Staatsmaschine" bUdet". Aller
dings kann die Anerkennung des Legalitätsprinzips nicht als der entscheidende
Gesichtspunkt gelten; denn die Verteidigung der demokratischen Institutionen
und Freiheiten

„... bedeutet nicht, in eine Art gesetzanbeterische Illusion zu fallen und
auf die wesentliche Pflicht zu verzichten, sowohl in der Regienmg als auch
in der Opposition ständig die Initiative zu tiefgreifender demokratischer
Erneuerung der Gesetze, Ordnungen, Strukturen und Apparate des Staa
tes zu ergreifen. Diese Erfahrung, die wir noch vor anderen Ländern
machten, erinnert uns immer an die Notwendigkeit, den Kampfum die
wirtschaftliche und soziale Umgestaltung mit dem Kampfum die Erneue
rung aller Organe und der Macht des Staates zu verbinden'*."

Es ist also weniger das Legalitätskonzept, als vielmehr die Strategie der „de
mokratischen Transformation" des bürgerlichen Staates, in der qualitativ neue
Momente einer revolutionären, sozialistischen Kampfperspektive aufscheinen.
Am prägnantesten wird der Bruch mit den staatstheoretischen Gnindeinsich-
ten des Marxismus von Carillo formuliert: „Man muß brechen mit der Vorstel-
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lung,daß dierepräsentativeDemokratieeinedem kapitalistischen Systemder
entwickeltenLänder eigeneForm sei. Die repräsentative Demokratie, kombi
niert mit Formen der direkten Demokratie auf allen Ebenen, kann ohne weite
res auch die Form des sozialistischen Systemssein''." Die Frage der Legalität
wird also wie die Gewalt heute in den kommunistischen Parteien Westeuropas
ganz anders diskutiert als in der Gründungszeit der KommunistischenInterna
tionale. Damals war die Frage von Legalität und Illegalität als taktische Frage
gestellt", welcheFormder Praxisdie günstigstenBedingungenfür den Kampf
gegen die bürgerliche Ordnung schafft. Heute hingegen wird z.B. von Berlin-
guerdas „VoranschreitenzumSozialismusinder Demokratie" als„Respektie
rung und Verwirklichungder republikanischen Verfassung", an deren Ausar
beitungdie Kommunistenbeteiligtwaren, charakterisiert". Dem widerumlie
genÜberlegungen zugrunde, dieTogliatti 1964inder Fragenachder Möglich
keit zusammenfaßte, „... Machtpositionen von Seiten der arbeitenden Klassen
imRahmeneinesStaates (zuerobern), der seineNatur einesbürgerlichenStaa
tes nicht geändert hat." Daher stellt sich die Frage, „ob der Kampf um eine
progressiveUmgestaltungdieser Natur von innen heraus möglich isL In den
Ländern, wodie kommunistische Bewegung so stark wie bei uns (und in Frank
reich)geworden ist, istdasdieGrundfrage,dieheuteimpolitischen Kampfent
steht"."

Diese Position ist schon zum damaligen Zeitpunkt hart kritisiert worden:
Von rechts ordnete H. Marcuse eine solche kommunistische Politik dem Typus
sozialdemokratischer Politik zu, wobei er seine These von der Auflösung der
Arbeiterklasse als dem revolutionären Subjekt in der entwickelten Industrie-
gesellschafi mitderThesevonder Zwangsläufigkeit desWandels kommunisti
scher Politikverknüpfte". Von ultralinks verdammten die chinesischen Kom
munistendieAuffassung TogUattis alseinen„komplettenVerratanden marxi
stisch-leninistischen Theorien der proletarischen Revolutionder Diktatur des
Proletariats"'*. Togliatti selbst hat freilich die revolutionäre Bestimmung
kommunistischer Politik eher auf die Fähigkeit bezogen, die Kämpfe der Ar
beiterklasseund des VolkesalsKlassenkämpfe mitder Perspektiveder Aufhe
bungder Klassenherrschaft zu organisieren undweiterzutreiben: „Die Fragen
der Demokratie, des Parlamentarismus und des Sozialismus werden von uns
immer, sowohl unter Berücksichtigungder Weise, wie die Klassengegensätze
sichentwickeln, aufgeworfen, als auch in bezugauf den Kampfder Arbeiter
klasseund der vonihr geführtenVolkskräfte und in bezugaufdie Erfolgedie
ses Kampfes gegen die kapitalistischen, führenden Klassen. Hier liegtder tief
ste Abweichungspunkt zwischen unserer Auffassung, die revolutionärist, und
der reformistischen Auffassung der Sozialdemokratie'^"

3. Neben der historischen Bedeutung der Strategie des friedlichen, demo
kratischen undlegalen Kampfes mußauchder Inhaltunddiehistorische Funk
tion der „antimonopolistischen Demokratie" reflektiert werden. Überein
stimmendwirddiese als Übergangsform—nicht mehr Kapitalismus, aber noch
nichtSozialismus-begriffen unddie Politik, die ihreDurchsetzung verfolgt, als
eine Politikdes „Heranführens" an den Sozialismus": „Die politischeund so
ziale Demokratie ist noch nicht der Sozialismus. Aber sie ist die Phase der ge
sellschaftlichen Entwicklung, die unmittelbar an den Sozialismus heran
führt."" Dieseprogrammatischen Zielsetzungen sindkeineswegs bruchlos auf
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die Aussagen der „Klassiker" zu beziehen: Marx hat der .^evolutionären
Übergangsperiode" zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen
Gesellschaftals „politischeÜbergangsperiode(...) die revolutionäre Diktatiu"
des Proletariats" zugeordnet und zugleich die „demokratische Republik" als
die letzte Staatsform der bürgerlichen Gesellschaft bezeichnet, in der „der
Klassenkampf definitiv auszufechten ist"'". Auch Engels hat die „demokrati
sche Republik" als Form erkannt, die zwar „dem Proletariat Waffen in die
Hand" gibt^', jedoch keineswegs als politische Form revolutionär-sozialisti
scher Umwälzungen bewahrt werden könne: „Aber die Republik wird wie jede
andere Regierungsform durch ihren Inhalt bestimmt; solange sie die Herr-
schaftsform der Bourgeoisie ist, ist sie uns genauso feindlich wie irgend eine
Monarchie (abgesehen von den Formen dieser Feindseligkeit). Es ist also eine
höchst unbegründete Illusion, sie ihrem Wesen nach fiir eine sozialistische
Form zu halten, oder ihr, solange sie von der Bourgeoisie beherrscht ist, soziali
stische Aufgaben anzuvertrauen. Wir können ihr Zugeständnisse entreißen,
aber ihr niemals die Ausführung unserer eigenen Arbeit übertragend^."

Bei genauerer Betrachtung der Diskussion in den westeuropäischen kom
munistischen Parteien zeigt sich nun, daß bei der Bestimmung dieser „Über-
gangsetappe" höchst unterschiedliche Auffassungen vorliegen. Bei der IKP -
also bei derjenigen Partei, die auf Grund ihres Einflusses sich der Realisierung
der „antimonopolistischen Demokratie" am weitesten angenähert hat - finden
sich erstaunlich wenige Konkretisierungen, die die Vorstellung über den Weg
vom „historischen Kompromiß" zum Sozialismus erkennen lassen'^. Unklar
heiten bestehen auchüber den Charakter dieser Übergangsform. So wirdzum
einen betont, daß die fortschrittliche Demokratie auf Grund ihrer vermitteln
den Funktion, nach ihrer „inneren Gesetzmäßigkeit... keine dritte GeseU-
schaftsordnung zwischen Kapitalismus und Sozialismus konstituieren kann,
sondern (daß sie) zum Sozialismus fortschreiten muß, wenn sie nicht den re-
staurativcn Kräften zum Opfer fallen will" '̂*. Daraus folgt die These, es gehe
„bei der antimonopolistischen Demokratie um eine Möglichkeit auf dem Wege
zum Sozialismus, ausgehend von den heutigen Bedingungen des Klassenkamp
fes, jedoch nicht um eine historisch unvermeidliche Gesetzmäßigkeit"''. Da
mit wird die Programmatik der antimonopolistischen Demokratie der histori
schen Entscheidungskraft der „konkreten Bedingungen des Klassenkampfes"
untergeordnet und unmittelbar verknüpft mit der zentralen Frage nach ihrer
Funktion für das Heranführen an die sozialistische Revolution selbst.

Demgegenüber vertritt die KP Spaniens die „... Ansicht, daß es auf dem
Wege zur sozialistischen Revolution objektiv eine Zwischenetappe gibt, die es
der Arbeiterklasse ermöglicht, sich an die Spitze der breiten Volksmassen zu
setzen, ein Bündnis mit breiten antimonopolistischen Gesellschaftsschichten
herzustellen, um die politische und ökonomische Macht der monopolistischen
Gruppen zu brechen und so einen entscheidenden Schritt zu ihrer eigenen Be
freiungzu machen"." Hier wirdalsodie Übergangsetappealseine relativselb
ständige politisch-soziale „Ordnung" begriffen: mit eigenständigen Formen
der demokratischen Macht („eine neue politische Formation, die alle sozialisti
schen Kräfte zusammenfaßt")'' sowie mit national besonderen wie historisch
neuartigen Merkmalen des Vorantreibens der politischen Demokratie, die als
qualitative Erweiterung des bürgerlichen Repräsentativsystems und seiner In-
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stitutionen gefaßtist,der „direktenDemokratie"inallenBereichendergesell
schaftlichen Produktion und Reproduktion und schließlich der „wirtschaft
lich-sozialen Demokratie", d. h. der demokratischen Vergesellschaftung d^r
„Festungen" desMonopolkapitals; Diese„historische Etappe(wird)einelän-
,gere Zeit in Anspruch nehmen"**.

Die unterschiedliche Bestimmungder historischenFunktion der antimono-
pdllstlschen Demokratie vermittelt einenerstenEinblick IndieVoraussetzun
gender Meinungsunterschiede inder Internationalen kommunistischen Bewe
gung. Die Frage, ob die „antimonopolistische Demokratie" eine mögliche
Ubergangsform ist, die durchdie- heute nichtprognostizierbare - Dynamik
der realen Klassenbewegung entschieden wird, oder eine objektive Etappe
bzw. Stufe mit historisch und gesellschaftlich eigenständigen Merkmalen, die
ihre sozialökonomische Struktur wie ihr politisches Herrschaftssystem aus
zeichnen, scheint zunächst für die Analyse politischerStrategien von relativ ge
ringer Bedeutung. Dennoch ergibt sich ausdiesen beiden Varlanten einebe
deutsame Differenz: Die Konzentration auf die Funktion der antimonopolisti
schen Demokratie für das Heranführen an die sozialistische Revolution setzt
„allgemeine Prinzipien dersozialistischen Revolution" voraus, dieden„spezi
fischen Formen ihrer Erscheinungsweise" zugrunde liegen**. Diese allgemei
nen Prinzipien werdenweltgehend mitden Grundstrukturender Entwicklung
des revolutionären Prozesses In den sozialistischen Ländern —vor allem in der
Sowjetunion- identifiziert, wobei sichdiesallerdings nichtaufdiespezifischen
Formen bezieht, in denen sich z. B. der Sozialismus in der Sowjetunion durch
gesetzt hat.Im Unterschied zudieserAkzentuierung der „Gemeinsamkeit der
Gesetzmäßigkeit der sozialistischen Revolution"** fällt In den Diskussionen
einigerwesteuropäischer kommunistischer Partelendie Konzentration aufdie
nationalen Besonderhelten und die besonderen und neuartigen Probleme des
revolutionären Prozesses In den hochentwickelten kapitalistischen Ländern -
voralleminWesteuropa—auf. Die„antimonopolistische Demokratie" wirdals
neues „Modell" einer revolutionären Transformationsstrategie begriffen, das
den besonderenTraditionen wie den existierenden sozialökonomischen, politi
schenundideologischen Strukturen dieserLänderentspricht unddaherweder
mit dem Entwicklungsmodell der sozialistischen Länder nochmit den revolu
tionären Erfahrungen In den ehemaligenKolonien der „Dritten Welt" über
einstimmen kann. In der Diskussion der westeuropäischen kommunistischen
Parteien wirddie Allgemeingültigkeit des „sowjetischen Modells" zurückge
wiesen", wasallerdings eher andieAdresseder bürgerUchen Kritikergerichtet
ist, denn diesowjetischen Kommunisten haben eine solche„Allgemeingültig
keit"niemals postuliert. ImKern gehtesdabei darum, „neue Wege zum Sozia
llsmus indenLänderndeseuropäischen Westens zusuchen"", dieVerbindung
des Kampfes fürdenSoziallsmus mitdemKampf umdieantimonopolistische
Demokratiewirddabeialsbisherigen Erfahrungen und Modellen nichtsubsu-
mlerbare Strategie begriffen, inderenVerwirklichung sich dierelative Eigen
ständigkeit eines sozialistischen Prozesses indenhochentwickelten kapitalisti
schen Ländern reflektiert.

Gleichwohl liegt der Grund von Meinungsunterschieden nicht in theoreti
schen Divergenzen überwesentliche Inhalte dermarxistisch-leninistischen Re
volutionstheorie oder der bisherigen Erfahrungen des realen Sozialismus.
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Diese reproduzieren lediglich wirkliche Probleme der Klassenbewegung. Da
bei sollten vor allem zwei Faktoren genauer beachtet werden: Auf der einen
Seite werfen der Krisenprozeß des kapitalistischen Systems und das Niveau der
Klassenkämpfe ständig neue Probleme auf, die weder durch den Rekurs auf
programmatische Formulierungen von Marx, Engels oder Lenin noch durch
den Rekurs auf revolutionsgeschichtliche Erfahrungen gelöst werden können.
Ihre Lösung erfordert vielmehr die ständige Vermittlung theoretischer Ein
sichten und historischer Erfahrungen mit der Entwicklungsstufe der bürgerli
chen Gesellschaft und den konkreten Bedingungen der Klassenauseinander
setzung. Da sich ein solcher Vermittlungsprozeß nur in der Praxis entfalten
kann, ist es unvermeidlich, daß aus diesem Zusammenhang, seinen Erfolgen,
Niederlagen und Fehlem, unterschiedliche Auffassungen darüber hervorwach
sen, wie die „entscheidende Phase der weltweiten Schlacht für den Sozialismus,
... die Phase des konkreten Kampfes für die sozialistische Umgestaltung in den
entwickelten kapitalistischen Ländern"^', gestaltet werden soll. Auf der ande
ren Seite werden solche Erfahrungen durch die Ungleichmäßigkeit der Ent
wicklungdes Sozialismusnoch gefordert. Je weniger diese Ungleichmäßigkeit
theoretisch undpraktisch verarbeitet ist- d.h.jemehr siebloß empirisch wahr
genommen wird, um so mehr wird sich die Tendenz zur falschenVerallgemei
nerung regionaler oder nationaler Kampfbedingungen durchsetzen.

Der folgende Abschnitt geht der Frage nach, ob durch die gegenwärtigen
Reproduktionsbedingungen des Kapitalismus sowie durch das Niveau der
Klassenkämpfe Strukturveränderungen produziert werden, die es rechtferti
gen, für die gegenwärtigeStrategie der Arbeiterbewegungin den hochentwUc-
kelten kapitalistischen Ländern das Problem des Zusammenhangs von Demo
kratie und Sozialismus neu zu stellen.

3. Der „friedliehe und demokratiscfae Weg zum Sozialismus" - ein taktisches
oderstrategisches Konzept? '

Fassen wirden Ausgangspunkt für die Behandlung des Zusammenhangs von
Klassenkampfstrategie und den gesellschaftlichen und politischen Strukturen
des gegenwärtigen Kapitalismus zusammen: Die Antworten, die in einigen
westeuropäischen Kpen diskutiert werden, lassensichkeineswegsdurch die na
tionalen Besonderheiten der kapitalistischen Entwicklung und der jeweiligen
Arbeiterbewegung erklären, obwohl deren Rolle nicht übersehen werden
kann. Gleichwohl werden schon heute die Konturen einer Strategie deutlich,
die beansprucht, ein Programm für die „Phase des konkreten Kampfesfür die
sozialistische Umgestaltung in den entwickelten kapitalistischen Ländern"
auszuarbeiten. Carillo faßt den Anspruch in der Frage zusammen: „Wie kann
die soziale Revolution im Rahmen eines demokratischen politischen Systems
bewerkstelligt werden, bei der die philosophische Vielfalt der unterschiedli
chen sozialistischen Strömungen, ihre politische Persönlichkeit respektiert
werden, bei der die tatsächliche Macht nicht in den Händen dieser oder jener
Partei, sondern in den Händen der Arbeiterklasse und der werktätigen Massen
des Landes liegt?"'* Ähnlich argumentiert Ludo Libertini: „Was gewöhnlich
im Jargon des Journalismus als ,Eurokommunismus' bezeichnet wird, ist in der
Tat heute ein wichtiges Problem—das Problem den Sozialismus in einem gro
ßen und reichen Kontinent zu verwirklichen, der das industrielle Zeitalter
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durchlaufen und die tiefen und komplexen Auswirkungen der bürgerlichen
Revolutionen erfahren hat; in einem Kontinent, in dem die Verbindung zwi
schenDemokratie undSozialismus zu einer Angelegenheitvonentscheidender
und hervorragender Bedeutung wird."" Die spezifischen Bedingungen, die
diese Strategie im Unterschiedzu den bisherigensozialistischen Revolutionen
—von der russischen Oktoberrevolution über den Aufbau der Volksdemokra
tien bis hin zu den sozialistischen Revolutionen in Asien, Lateinamerika und
Afrika—legitimierensollen,werden aus der Analyse der gegenwärtigensozial
ökonomischen und politischenStrukturen, der Reife und Tradition der Klas
senkämpfe und des KlassenbewuBtseins, der Veränderung der weltpolitischen
Kräftekonstellation, schließlich aber auch aus der kritischen Reflexion be
stimmter Widersprüchein dengesellschaftlichen und politischenVerhältnissen
des realen Sozialismus gewonnen.

1. Alle bisherigen sozialistischenRevolutionen—beginnend mit der Pariser
Kommune 1871 - standen in Zusammenhang militärischer Auseinanderset
zungen. Siegingenaus der Auflehnungder Volksmassen gegenden imperiali
stischenKrieghervor,bildeten- z.B. inChina- den historischenScheitelpunkt
eines langen Bürgerkrieges oder wurden durch die Auswirkungen langwähren
der Kolonialkriege beeinfluBt. In diesem Sinne forderte Lenin 1914: „Die
Umwandlung des gegenwärtigen imperialistiscben Krieges in den Bürgerkrieg
ist die einzig richtige proletarische Lösung.Diese Strategie ergab sich aus
der Analyse des Imperialismus in der revolutionären Arbeiterbewegung. Die
Zuspitzung der ökonomischen und politischen Widersprüche zwischen den
führenden imperialistischen Staaten mußte - so lautete eine wesentliche
Schlußfolgerung - den militärischen Konflikt um die Verteilung und Neuver
teilung der Einflußsphären auslösen. Der imperialistische Krieg wurde als eine
höhere Form der kapitalistischen Krise interpretiert, womit die zentrale Be
stimmung der revolutionären Strategie und des proletarischen Internationa
lismusvorgegebenwar: Die Arbeiterklassehatte den Kampfgegenden impe
rialistischen Krieg mit dem Kampf gegen die sozialen und politischen Kräfte
des Imperialismus im eigenen Lande zu verbinden.

Seit dem Ende des zweiten Weltkrieges hat sich mit der Entwicklung und Fe
stigung eines sozialistischen Staatensystems eine entscheidende Wandlung
vollzogen. Seine Macht erweist sich als Faktor, der unmittelbar aufdie interna
tionalen Beziehungen einwirkt: Jedwede offen-miUtärische Aggression gegen
über dem sozialistischen Staatensystem würde eine Eskalation der Selbstver
nichtung auslösen. Diese veränderte internationale Kräftekonstellation muß
aber die Beziehungen zwischenden imperialistischenStaaten selbst tangieren;
denn die Zuspitzung der Konkurrenzverhältnisse und Interessengegensätze
zwischen ihnen bis zur Anwendung militärischer Gewalt müßte angesichts der
Konsolidierungder sozialistischenStaaten wiedes Fortschritts der antiimperia
listischen Befreiungsbewegungendie innere und äußere Labilität des Imperia
lismus beträchtlich erhöhen.

Dieser doppelte Zwang also, der sowohl in der Anerkennung der Koexi
stenzpolitik wieinder Integrationspolitik konkreterscheint, indiziert nochdie
gewandeltenBedingungen,die gegenwärtig die Voraussetzungfür die strategi
schen Erörterungen in den kommunistischen Parteien Westeuropas bilden.
Diese begreifen den Kampffür die Festigung der Politik des Friedens, der Si-
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cherheit, der Zusammenarbeit und des sozialen Fortschritts als konstitutiven
Bestandteil ihrer internationalen und nationalen Politik, die gerade nicht die
objektive Notwendigkeit des Krieges und des BUrgerkrieges^m strategischen
Angelpunkt erhebt. Ausdrücklich hebt z. B. die Kommunistische Partei Spani
ens hervor, daß mit der Festigung der Politik der friedlichen Koexistenz zu
gleich die „nationalen Formen" des Kampfes für den Sozialismus deutlicher
hervortreten''. Allerdings sollte nicht außer acht gelassen werden, daß die Po
litik der friedlichen Koexistenz kein „Naturphänomen" in den internationalen
Beziehungen und in der Systemauseinandersetzung bildet, sondern ständig in
der harten nationalen und internationalen Klassenauseinandersetzung gegen
die Gegner des Entspannungsprozesses durchgesetzt werden muß.

2. Bislang hat sichder Sozialismus in der Regel nur in Gesellschaften durch
setzen können, in denen ein relativ geringer Grad der Produktivkraftentwick
lung erreicht war. Fast alle bisher erfolgreichen sozialistischen Revolutionen
standen daher zunächst vor der Aufgabe, die Industrialisierung des Landes und
ihre infrastrukturellen Voraussetzungen voranzutreiben, um auf diese Weise
das Massenelend zu beseitigen. In den hochentwickelten kapitalistischen Ge
sellschaften geht es hingegen darum, angesichts der Krise des Systems eine
Strategie zu entwickeln und im Massenbewußtsein zu verankern, die den Sozia-
Iismus als realistisches Programmder Überwindungder kapitalistischen Krisen
der qualitativen Erweiterung der Bedürfnisse und der Verbesserung der mate
riellen, politischen und kulturellen Lebensbedingungen der gesellschaftlichen
Produzenten zu begründen vermag. Historische Bedeutung und demonstrati
ver Effekt des realen Sozialismusliegen auch darin, daß er in seiner bisherigen
Entwickling eine Einsicht des wissenschaftlichen Sozialismus bestätigte: daß
nämlich eine Gesellschaft ohne die Existenz des Privateigentums an Produk
tionsmitteln, durch die Aufhebung des Warencharakters der Arbeitskraft, als
bewußt geplanter gesellschaftlicher Prozeß ökonomisch zu existieren und zu
prosperieren vermag, daß er die gesellschaftlichenBedürfnisse der Produzen
ten umfassender befriedigt. Gleichwohl stellt sich in den hochentwickelten ka
pitalistischen Ländern nicht das akutelle Problem einer nachholenden, soziali
stischen Industrialisierung, sondern einer sozialistischen Transformation auf
einem hohen Niveau der Produktivkraftentwicklung.

3. DerSozialismus hatbisherfast ausnahmslos inLändern gesiegt, indenen
—entsprechend der relativenRückständigkeit der Produktivkraftentwicklung- ,
die Arbeiterklasse die politisch fiihrende, aber sozialökonomisch keineswegs
die dominante Kraft gewesen ist Entscheidend für den Erfolg der Revolution
war dabei stets das Bündnis der Arbeiterklasse mit den Massen der Landbevöl
kerung, der Landarbeiter und verarmten Bauernschaft, - ein strategisches Pro
blem, mit dem auch die revolutionäre Arbeiterbewegung in den hochentwik-
kelten kapitalistischen Ländern konfrontiert war. Heute verlangen die Verän
derungen der Klassen- und Sozialstruktur des modernen Kapitalismus neue
Überlegungen:Obwohldie Fragedes Bündnissesvon ArbeiterklasseundBau
ernschaft nicht historisch überholt ist, stellt sie nur noch eine von vielen Fragen
der Bündnispolitik dar. Der Anteil der in der Landwirtschaft tätigen Erwerbs
bevölkerung ist in allen hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften be
trächtlich gesunken; der der Lohnabhängigen in der industrieUen Produktion
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und im Dienstlestungssektorstieg auf 80 bisSSProzent der Erwerbstätigen an,
wozu auch der Erosionsprozeß der Mittelschichten beitrug.

Die Bündnisproblematikist also heute in erster Linie zu einer Frage eines
politischenund sozialenBlocksgeworden,der neben der Arbeiterklasse—als
der fuhrenden politisch-sozialen Kraft - Teile der Bauernschaft und der Mit
telklassen und vor allem Schichten der lohnabhängigen Mehrheit der Bevölke
rungumfaßt^'.Dazugehören neueSchichtender Kader, der Technikerundder
Intelligenz,diein Lohnempfängerverwandeltwerden und ihre Privilegien ver
lieren^. Diese neue Situation, die eine neue Form der sozialen Polarisierung
zwischen „Monopolbourgeoisie" und „Volk" impliziert, veranlaßt die KP
Spaniens zu der These, „daß die alte Formel des Bündnisses der Arbeiter und
Bauern nicht mehr der Zusammensetzung des Blocks sozialer Kräfte gerecht
wird, denen die Rolle zukommt, Motor der sozialistischen Revolution zu sein.
Daher hat sie die These vom Bündnisder Kräfte der Arbeit und der Kultur aus
gearbeitet, die erstere voraussetzt und die neue Kraft der Intellektuellen mit
einschließt'"". Allerdings bedeutet dies nicht, daß - wie in der Block-Konzep
tion Garaudys"^ - die Arbeiterklasse ihre führende Rolle im revolutionären
Prozeß verloren hätte: „Es gibt die Arbeiterklasse lind es gibt andere soziale,
antimonopolistische Schichten; sie verbinden sich für einen langen Zeitraum,
umden Staat zuregieren, währendeiner langen,sehr langenPeriode.Aber, im
Mittelpunkt dieses Bündnisses spielt die Arbeiterklasse weiterhin eine füh
rende Rolle - ganz im Gegensatz zu der These von Garaudy.

4. Die strategischen Grundfragen der heutigen Arbeiterbewegung können
nicht aus dem historischen Zusammenhang des Kampfes um Sicherung und
Erweiterungdemokratischer Rechte und Institutionen herausgelöstwerden-
ein Kampf, der seinen ersten Höhepunkt im Widerstand der Kommunisten ge
gen die faschistische Diktatur erreichte, die ja nicht nur gegendie Arbeiterbe
wegung, sondern zugleich gegen das System der bürgerlichen FreUieiten und
Institutionengerichtet war. Diese Kampferfahrungen haben die Neubestim
mung des Demokratie- und FreiheitsbegriSs beeinflußt. Die „Dialektik der
Aufklärung" besteht im Umschlagdes ursprünglich bürgerlich-revolutionären
Anspruchs, eine vernünftige Gesellschaft zu schaffen, die nachden Prinzipien
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" eingerichtet ist, in die Legitimation der
bornierten Klassenherrschaft einer Minderheit, die angesichts der Existenz ei
ner starken klassenbewußten Arbeiterbewegung zu Formen politischer Herr
schaft tendiert, die auch die bürgerlichen Freiheiten beschränken bzw. aus
schalten. Erst der Kampf der Arbeiterbewegunggegen diese Tendenz hat

„der Bourgeoisie die Fahne der Freiheit (entrissen), die sie immer noch
hochhält, um die tiefe Ungerechtigkeit ihrer Herrschaft zu verdecken"."
„Wir (verwahren) unsenergischdag^en, die Existenzder Freiheitender
Bourgeoisiezugutezuschreiben.Gewißhat die französische Bourgeoisie,
als sie vor bald 200 Jahren in unserem Lande an die Macht kam, einige der
demokratischen Prinzipien eingeführt, die von ihren Philosophen vertre
ten wurden. Aber sie hat schnell und seit langem schon die Aussage und
die Anwendung dieser Prinzipien eingeschränkt auf das, was ihrer Natur
und ihren Bedürfnissen als ausbeutende Klasse entspricht. In Wahrheit
gibt es nicht eine Freiheit in Frankreich, die nicht mit dem Leiden, dem
Kampf und manchmal dem Blut unseres Volkes errungen worden wäre...
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Die Kommunisten setzen das Werk all der Arbeiter, Bauern, Intellektu
ellen, einfachen Bürger und Staatsmänner fort, die in unserem Lande fiir
die Freiheitgekämpft haben, und sie haben den Ehrgeiz,diese Aufgabe
immer besser zu erfilllen"."

Der „Drang nach Reaktion und Gewalt" - von Lenin als typisches Merkmal
des monopolistischen Kapitalismus bezeichnet —wird daher zum wichtigen
strategischen Bezugspunkt für die Rolle des demokratischen Kampfes. Die
Bedeutung des Kampfes um Erhaltung und qualitative Erweiterung der Frei
heiten ist nicht nur als akkumulierte Erfahrung eines geschichtlichen Prozesses
zu fassen, in dem die Arbeiterklasse zum Träger des frühbürgerlichen Fort
schritts- und Vemunftsgedankens geworden ist - und diesen Gedanken „vom
Kopf auf die Füße" gestellt hat. Vielmehr gründet sich die hervorragende Be
deutung dieser Strategie in der Gegenwart aufdie besonderen Herrschaftsme
chanismen, die sich im staatsmonopolistischen Kapitalismus herausbilden. In
dem nämlich dem bürgerUchen Staat Funktionen übertragen werden, die durch
den „stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisse" nicht mehr gewährlei
stet werden können, tritt der Widerspruch zwischen seiner Funktion.und seiner
Form, dem bürgerlich-parlamentarischen Repräsentativsystem, zutage. Die
Zentralisierung politischer Macht, die aus den inneren Widersprüchen des Re
produktionsprozesses und der Monopolisierung entspringt, widerspricht zu
nehmend den Funktionsbedingungen des bürgerlich-parlamentarischen Sy
stems. Namentlich in politischen und ökonomischen Krisenperioden und in '
Phasen des Aufschwungs der Klassenauseinandersetzungen orientieren sich
daher die Stabilisierungsstrategien des Kapitals auf die autoritäre Lösungsform
dieses Widerspruchs. Auch die formell-institutionellen Möglichkeiten einer
demokratischen Kontrolle müssen beseitigt werden, um die Staatsgewalt im
Sinne der Herrschaftssicherung zu nutzen. Demgegenüber ist eine demokrati
sche Massenbewegung, die sich um eine starke und klassenbewußte Arbeiter
bewegung gruppiert, die entscheidende Bedingung dafür, daß sich autoritäre
Lösungsformen des Widerspruchs zwischen Form imd Funktion des bürgerli
chen Staates nicht durchzusetzen vermögen. Insofern handelt es sich beim
Kampfder Kommunisten für Demokratie und FieUieit nicht um eine taktische,
sondern um eine prinzipielle strategische Bestimmung.

5. Die strategischen Positionen der Arbeiterbewegung werden auch durch
die Veränderungen beeinflußt, die sich seit der Oktoberrevolution 1917 und
der Herausbildung eines Systems sozialistischer Staaten nach 194S durchge
setzt haben. Dieser Zusammenhang resultiert nicht nur aus der Veränderung
des internationalen Kräfteverhältnisses von Kapitalismus und Sozialismus, aus
der Anerkennung der Politik der friedlichen Koexistenz. Vielmehr wirken Ver
fassung und Entwicklung des realen Sozialismus als konkreter Bezugspunkt,
der nicht nur in ständigem Zusammenhang mit perspektivischen Zielen der
kommunistischen Bewegung, sondern auch mit der Bewertung einer solchen
Politik im Massenbewußtsein steht. Dieser Zusammenhang kann sich heute
nicht mehr an Maßstäben orientieren, die in den Beziehungen der kommunisti
schen Parteien unmittelbar nach der Oktoberrevolution und zur Zeit der.
Kommunistischen Internationale (KI) vorherrschten; denn die Existenzfähig
keit des realen Sozialismus wird heute nicht mehr durch innere Widersprüche
und äußere Bedrohung substanziell gefährdet Hierin liegt auch die „Bei-
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spiel'-WirkungdesrealenSozialismus fürdieArbeiterbewegung inden hoch
entwickelten kapitalistischen Ländern:DieOktoberrevolution - soBerlinguer
- „hat der gesamten Menschheit einen völlig neuenWegeröffnet"** und die
wirtschaftlichenund sozialenErfolge des realen Sozialismussind „als ein wich
tigerBeitragfürden Kampf der italienischen Arbeiterklasse unddesgesamten
italienischen werktätigen Volkes (zu) betrachten."*'Ähnlich Marchais: „Die
Existenz und die Entwicklung der sozialistischen Länder gehören zu den
schlagkräftigsten Beweisen fürdieRechtmäBigkeit und dieÜberlegenheit des
Sozialismus."*"

Auf der anderen Seite impliziertdie „selbständigeBeurteilung der Realität
der UdSSR und der sozialistischen Länder" die kritische Auseinandersetzung
mitden Problemen ihrer Entwicklung zum Kommunismus. Die Überwindung
ihrer relativen ökonomischen Rückständigkeit wirft strategische Fragen auf,
deren Bedeutung nicht mehr lediglich auf nationale bzw.regionaleBesonder
heiten des WegeszumSozialismus eingegrenztwerdenkann: „Die Notwendig
keit der Entwicklungder Demokratie und der Freiheiten imSozialismusist ein
Problem, das sowohl uns als auch die anderen (i. e. die Kommunisten der sozia
listischen Länder, d.V.) betrifft."** Die Kritik der historischen Erfahrungen
der sozialistischen Länder soll zeigen, „daß die Wege des Sozialismus und der
Revolution im Verlauf der Geschichte sich ändern und daß sie die Theorie, auf
der der Sozialismus gründet, bereichem."'®. Die Vermittlung der „Bei
spiel"-Wirkungdes realen Sozialismus undder kritischenAuseinandersetzung
mit seiner Geschichte wie seinen aktuellen Entwicklungsbedingungen bildet
daher heute ein wesentliches Element des strategisch-ideologischen Selbstver
ständnisses der Teile der westeuropäischen Arbeiterbewegung, die das
Schlagwort vom „Eurokommunismus" zur Charakterisierung ihrer Positionen
weltgehend akzeptiert haben.

Unsere bisherigen Überlegungen bestätigen,daß der Kampfum „antimono
polistische Reformen"sowieum die „antimonopolistische Demokratie"keine
taktische,situationsgebundene Konzeptionist und daß es„nicht richtig" wäre,
„die Notwendigkeit einer solchen Aufgabenstellung nur mit dem gegenwärti
gen Stand des Klassenbewußtseins der Arbeiterklasse zu begründen."" Viel
mehr werden im Zusammenhang dieser Strategie zahlreiche Fragen aufgewor
fen, die eine Neubestimmung von Grandproblemen der sozialistischen Strate
gie beinhalten. In den folgendenAbschnitten sollgenauer untersucht werden,
wie die Konzeption der „Transformation des bürgerlichen Staates" begründet
ist Wir gehen zunächst zu der Bewertung des Stellenwertes der „politischen
Machtergreifung"durch Marx, Engels und Lenin zurück. Obwohlein solcher
Exkurs fragmentarisch bleiben muß, erscheint er dennoch notwendig; denn
wesentlicher Inhalt der heutigen strategischen Diskussion bleiben unbegriffen
oder verfälscht, wenn sie aus dem Zusammenhang der marxistischen Revolu
tionstheorie herausgenommen werden.

4. Exkurs 1: Die Auffassungen von Marx und Engels über die „politische
MachtergreUung"

Die Entwicklung der Auffassungen vonMarxund Engelszur Fragederpoli
tischen Machtübernahme durch die Arbeiterklasse kann nicht von den poli
tisch-praktischen Klassenauseinandersetzungen getrennt werden, bei denen
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die Albeiterklasse eine aktive Rolle spielte. Die bürgerlich-demokratischen
Revolutionen aus der Zeit nach 1848 und der Pariser Kommune von 1871 sind

entscheidende historische Ereignisse im Entwicklungsprozeß der internationa
len Arbeiterbewegung, an denen sich die theoretische Diskussion zur Frage der
politischen Machtübernahme orientierte. Dabei unterscheiden wir drei Etap
pen^': 1. Die Phase bis zum Vorabend der europäischen bürgerlich-demokrati
schen Revolutionen von 1848/49; 2. die Phase bis zum Vorabend der Pariser
Kommune; 3. die Zeit nach der Pariser Kommune. Erst beim Übergang zur
dritten Phase gingen Marx und Engels intensivauf die Frage der Übernahme
der Staatsmacht ein und entwickelten präzise Bestimmungen. Besonders wird
zu klären sein, was sie unter der „Diktatur des Proletariats" verstanden haben—
vor allem deshalb, weil bürgerliche und revisionistische Interpreten des Mar
xismus darum bemüht sind, diesen Begriff, bezogen auf das Gesamtsystem des
wissenschaftlichen Sozialismus, zu relativieren".

Marx und Engels haben von 1845 bis 1847 den Begründungszusammenhang
für die Notwendigkeit der politischen Machtergreifung durch die Arbeiter
klasse entfaltet. Ihre Position läßt sich wie folgt zusammenfassen: Der bisherige
Staat existiert als besondere und verselbständigte politische Form, er ist stets
Klassenstaatder Bourgeoisie.Der Übergangvonder bürgerlichenGesellschaft
in die nächsthöhere Gesellschaftsformation ist ü. a. dadurch gekennzeichnet,
daß sich innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise keine sozialistischen
Produktionsverhältnisse herausbilden können".

In der „deutschen Ideologie" beschäftigen sich Marx und Engels intensiv mit
der Teilung der Arbeit, als deren Ausdruck sie den Widerspruch zwischen dem
Interesse des einzelnen Individuums und dem gemeinschaftlichen Interesse al
ler Individuen begreifen. Die gemeinschaftlichen Interessen werden durch die
reale „gegenseitige Abhängigkeit der Individuen, unter denen die Arbeit ge
teilt ist"", konstituiert. Aus diesem Widerspruch zwischen besonderem und
allgemeinem Interesse „nimmt das gemeinschaftliche Interesse als'5raat eine
selbständige Gestaltung, getrennt von den wirklichen Einzel- und Gesamtin
teressen, an"". Doch existiert er nur „als illusorische Gemeinschafilichkeit".
Die illusorische Form der Gemeinschaftlichkeit erscheint den Individuen „als
ein ihnen ,&emdes' und von ihnen .unabhängiges', als ein selbst wieder beson
deres und eigentümliches,Allgemein-lnteresse'gegenüber den Individuen
„verselbständigte" sich diese „scheinbare Gemeinschaft"'^. Der Staat, so re
sümieren Marx und Engels, ist zu einer „besonderen Existenz neben und außer
der bisherigen Gesellschaft geworden"". Diese Besonderung und Verselb
ständigung des Staates vollzieht sich auf der „realen Basis" der bürgerlichen
Klassenverhältnisse.

Durch den unmittelbaren Bezug auf die Klassenverhältnisse gelangen Marx
und Engels zur Bestimmung des Staates als Klassenstaat. Die Anwendung der
Produktivkräfte findet immer unter den ,3edingungen der Herrschaft einer
bestimmten Klasse der Gesellschaft" statt, die ihren Ausdruck in der „jedes
maligen Staatsform" findet'". Jeder revolutionäre Kampf gegen eine Klasse
richtet sich daher gleichzeitig gegen die alte Staatsform. Eine Revolution ist
deshalb notwendig, weil die herrschende Klasse nur gestürzt werden kann,
wenn ihr die politische Macht entrissen wird. „Die jetzigenbürgerlichen Eigen
tumsverhältnisse", so Marx, werden aufrechterhalten „durch die Staatsmacht,
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welche die Bourgeoisie zum Schutzihrer Eigentumsverhältnisse organisiert
hat"". Das Proletariat mußdaher die „politischeGewalt... stürzen"; die Pro
letarier müssen„selbst zur Gewalt, zunächst zur revolutionären Gewalt wer
den".

Die erste Begründung der Notwendigkeit der politischen Machteroberung
ergibtsichausder Bestimmung desStaatesalseinemnebenundaußerderbür
gerlichen Gesellschaft stehenden Organ;siebetrifftalsoschon die Fragenach
der Rücknahme des Staates in die Gesellschaft, wurde allerdings in der Periode
bis zu den europäischen bürgerlich-demokratischen Revolutionen von
1848/49 kaum präzisiert. Die Schlußfolgerung, die sich aus dem Klassencha
rakter des Staatesergibt,leitetstets die politischen Aussagen: Diebisherherr
schende Kapitalistenklasse mußpolitisch undÖkonomisch entmachtet werden.
Schon in den frühen Schriften von Marx und Engels wird die Notwendigkeit der
politischen Entmachtung der Bourgeoisie mit der Spezifik des Transforma
tionsprozesses von der bürgerlichen in die sozialistische Gesellschaft begrün
det. Das Kapital als gesellschaftliches Produktionsverhältnis durchdringt imd
strukturiert sämtliche Arbeits- und Lebensbereiche der bürgerlichen GeseU-
schaft und bestimmt die menschlichen Beziehungen und Wertvorstellungen der
bürgerlichen Individuen^^ Der nationale Rahmen wird gesprengt, die Bour
geoisie „hatdurchihreExploitation desWeltmarktes dieProduktion undKon
sumtionaller Länder kosmopolitisch-gestaltet"".Das Kapitalstelltalsodie al
les beherrschende ökonontische Macht der bürgerlichen Gesellschaft dar. Die
kapitalistische Produktiondrängtauf ihre Universalisierung, d.h.sämtliche ge-
seUschaftlicben Bereiche werden - wenn auch unterschiedlich - von ihrem
Charakter und ihren Gesetzen berührt.

Nochunter den Bedingungen der feudalenProduktionsweise eignet sichdie
Bourgeoisie bestimmteProduktivkräfte an, treibt ihre Entwicklung voran- in
nerhalb der Feudalgesellschaft bildensichalsokapitalistische Produktionsver
hältnisse heraus". Auf Basis dieser neuen Produktionsverhältnisse konnte sich
die Bourgeoisie „im modernen Repräsentativstaat die ausschließliche politi
sche Herrschaft"" erobern. Diese politische Herrschaft gestaltet sichnach In
halt imd Form zu einer Klassenherrschaft: „Die moderne Staatsgewalt ist nur
ein Ausschuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeois
klasse verwaltet.""'' Innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise können'
hingegen keinesozialistischen Produktionsverhältnisse heranreifen. Es ist un
möglich, daßdie Arbeiterklasse in den „Poren" der bürgerlichen Gesellschaft
„Inseln" sozialistischer Produktionsverhältnisse aufbaut und ausweitet und so
allmählich in den SoziaUsmus hineinwächst; es entwickeln sich die Produktiv
kräfteundderkapitalistische Vergeselischaftungsprozeß alsmaterielle Grund
lagefür die sozialistische Produktionsweise unddarüber hinausder subjektive
Faktor, die revolutionäre Klasse, welche den Kapitalismus transformieren
kann®'.Der erste Schritt für die Aneignung der Produktivkräfte durch das Pro
letariat besteht deshalb darin, daß es die politische Macht erobert: „Die Prole
tarier können sich die gesellschaftlichen Produktivkräfte nur erobern, indem
sie ihre bisherige Aneignungsweise und damit die ganze bisherige Aneig
nungsweiseabschaffen.""®

Es ist nun genauer zu untersuchen, wieMarxund Engelsdiesenpolitischen
Umwälzungsprozeß gesehenund welche Funktionensie ihmzugesprochen ha-
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ben. Zwei Schriften aus dem Jahre 1847 —die „Grundsätze des Kommunis
mus" und das „Manifestder Kommunistischen Partei" behandelndieseFrage
relativ eingehend. In den „Grundsätzen" betont Engels, daß der Entwick
lungsgang der Revolution „vor allen Dingeneinedemokratische Staatsverfas
sung und damit direkt oder indirekt die politische Herrschaft des Proletariats
herstellen"®* wird. Zugleich verweist er auf den Klassencharakter einer solchen
Demokratie: „Die Demokratie würde dem Proletariat ganz nutzlossein, wenn
sienichtsofortalsMittelzurDurchsetzung weiterer, direktdasPrivateigentum
angreifender und die Existenz des Proletariats sicherstellender Maßnahmen
benutzt würde."*® Der Demokratie werden also zwei Funktionen zugespro
chen: Die Abschafiung des Privateigentums an Produktionsmitteln und die Si
cherung und Ausweitung der Klassenherrschaft. Engels faßt somit die „demo
kratische Staatsverfassung" als Form,diemiteinerproletarischen Klassenpoli
tik auszufüllen ist. Diese Form muß einschränkende Maßnahmen treffen, so
baldsichgesellschaftliche KräftegegendieVerwirklichung dieserKlassenpoli
tik stellen.

Im „Manifest" wirdder bürgerlicheStaat vor allemals ein Ausschußbegrif
fen, der die „gemeinschaftlichen Geschäfte" der Bourgeoisie verwaltet bzw.
regelt. Unter diesen Bedingungen, so Marx und Engels, ergibt sichdie „Erobe
rung der politischen Macht durch das Proletariat"*' als der nächste Zweck der
Kommunisten**.Der erste Schritt der „Arbeiterrevolution" ist also „die Erhe
bung des Proletariats zur herrschenden Klasse,die Erkämpfung der Demokra
tie"**. Das als herrschende Klasse organisierte Proletariat findet semen Aus
druck imStaat** und muß drei wesentliche Aufgaben lösen: 1.der Bourgeoisie
nach und nach alles Kapital zu entreißen; 2. alle Produktionsinstrumente in den
Händen des Staates zu zentralisieren; 3. die Massen der Produktionskräfte
möglichst rasch zu vermehren.

Der Kern der politischen Herrschaft besteht demnach darin, daß ökonomi
sche Bedingungen geschaffen werden, um den Aufbau der neuen sozialisti
schen Produktionsverhältnisse zu sichern". Alle Funktionen der politischen
Herrschaft sind letztlichauf den Inhalt und auf die Form der neu zugestalteten
Produktions- und Verkehrsverhältnisse bezogen. Die politische Machterobe
rungdurchdas Proletariatistalsoauf keinenFallein historisches Ereignis,das
lediglich die vorhandenen politischenBedingungen der bürgerlichen Gesell
schaft aufheben wQl. Vielmehr istdie Machteroberung alsein Akt zu verstehen,
der die überlebten Verhältnisse zerstört, damit neue, historisch-progressive
ökonomische Verhältnisse errichtet werden können. Hieraufbeziehen sich alle
Funktions- und Aufgabenbestimmungen des neuen, des proletarischen Klas
senstaates.

Beider Analysederzweiten Phaseinder Entwicklung der Auffassungen von
Marx und Engels über die politische Machtübernahme betrachten wir zunächst
eine „Erklärung" des Jahres 1850*®. Gegenüber einer bürgerlichen 2^itung
wird richtiggestellt, daß zwischen den Aussagen über die „Herrschaft und die
Diktatur der Arbeiterklasse" und der „Abschaffungder Klassenunterschiede
überhaupt" kein Widerspruch besteht. Weiterhin machen Marx und Engels
darauf aufmerksam, daß sie diese Position in den Arbeiten „Elend der Philoso
phie", „Manifestder Kommunistischen Partei" und „Die Klassenkämpfe in
Frankreich 1848 bis 1850" vertreten haben. Sie betonen also die Kontinuität
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ihrertheoretischen Überlegungen, insbesondere denZusammenhangzwischen
der „Diktatur des Proletariats" und der „Notwendigkeit der politischen
Machtübernahme".

In „Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848bis1850" spricht Marxzumer
sten Male von der „Diktatur des Proletariats". Er verweistauf die Juni-Insur
rektion, in der die revolutionäre Kampfjparole „Sturz der Bourgeoisie! Dik
tatur der Arbeiterklasse!" entwickelt worden war*^. Es handelt sich also um
eineeinprägsame, ausder Klassenbewegung selbst hervorgegangene Parole,
die auf die Notwendigkeit der politischen Machtergreifung verweist'®. Zu
gleich reflektiert der Diktatur-Begriff eine Bewertung desexistierenden bür
gerlichen Staates. Die„Diktatur desProletariats" solldie Diktatur der Bour
geoisie ersetzen, eine Klassenherrschaft durch eine andere abgelöst werden.
Aus.dem Verlaufder Juni-Insurrektionkanngeschlossen werden,daß dieFor
derungnachder „DiktaturderArbeiterklasse" die„terroristischen" Elemente
relativ stark akzentuiert hat", ohne daß dies das wesentliche Moment der
„Diktatur des Proletariats" wäre. Indem das Proletariat die Machtfragestellte,
wurdediebürgerliche Republik gezwungen, „in ihrerreinenGestaltherauszu
treten als der Staat, desseneingestandenerZweckist,die Herrschaftdes Kapi
tals, die Sklaverei zu verewigen."'®®

Zu dieserZeit, als MarxundEngelszwischen der „Diktatur des Proletariats"
und der „Notwendigkeit der politischen Machteroberung" nochkeineUnter
schiedesehen, charakterisiertMarx gegenden „doktrinären Sozialismus" den
„revolutionärenSozialismus" so: „Dieser Sozialismus istdie Pemumenzerklä-
rung der Revolution, die Klassendiktatur des Proletariats als notwendiger
Durchgangspunkt zutAbschaffungderKlassenunterschiede überhaupt, zurAb
schaffung sämtlicher Produktionsverhältnisse, worauf sie beruhen, zur Ab
schaffung sämtlicher gesellschaftlicher Beziehungen, die diesen Produktions
verhältnissen entsprechen, zurUmwälzung sämtlicher Ideen,dieausdiesenge
sellschaftlichen Beziehungen hervorgehen."'®' Diese Vorstellung von der
„Permanenz der Revolution"'®®, die Marxund Engels in der „Ansprache der
Zentralbehörde an den Bund vom März 1850" vrieder aufgreifen, beinhaltet
die Einsicht, daß nach der politischen Machteroberung durch die Arbeiter
klasse die Klassenauseinandersetzungen mit der vormalsherrschendenKlasse
nicht abgeschlossen bzw. aufgehoben sind.

In der zweiten „Frankreich-Schrift", „Der 18. Brumaire", geht Marx aus-,
führlicherauf Wesen und Entwicklungder „Staatsmaschinerie" ein'®®, deren
Genese sich bis zur absoluten Monarchie zurückverfolgen läßt. In ihrem Zen
trum steht die Exekutivgewalt mit bürokratischerund militärischer Organisa
tion: vor allemBeamtenheer und Armee. Die parlamentarischeRepublik ver
stärkte diese bürokratischen Elemente der Regierungsgewalt: „Alle Umwäl
zungen vervollkommneten diese Maschine stattsiezu brechen. DieParteien,
die abwechselnd um die Macht rangen, betrachteten die Besitznahme dieses
ungeheuren Staatsgebäudes alsdieHauptbeute des Sieges."'®* Marx spricht
hiernochsehrallgemein überdieBrechung der Staatsmaschinerie, ohnesich
ausdrücklich auf dieproletarische Revolution zu beziehen'®®.

Im Zusammenhang mitdem „Diktatur"-Begriff und den noch unscharfen
Bestimmungen überdas„Zerbrechen" derStaatsmacht gehtMarx aufdieBe-
sonderung undVerselbständigung derStaatstätigkeit ein:„Jedesgemeinsame
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Interesse wurde sofort von der Gesellschaft losgelöst, als höheres, allgemeines
Interesse ihr gegenübergestellt, der Selbständigkeit der Gesellschaftsglieder
entrissen und zum Gegenstand der Regierungstätigkeit gemacht, von der
Brücke, dem Scbulhaus und dem Konununalvermögen einer Dorfgemeinde bis
hm zu den Eisenbahnen, dem Nationalvermögen und der Landesuniversität
Frankreichs."'*"' Hier wird aber diese Staatsbestimmung noch nicht mit einem
Revolutionskonzept verbunden, nach dem die politische Machteroberung die
Perspektive der Zurücknahme des Staates in die Gesellschaft einleitet. :

Marx und Engels entwickelten also schon vor 1847 einen wichtigen Begrün
dungszusammenhang für die Notwendigkeit der politischen Machtergreifung,
indem sie die Unmöglichkeit der Herausbildung von sozialistischen Produk
tionsverhältnissen innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise nachwie
sen. In der 2^it bis zur Pariser Kommune wird diese Auffassung durch die Ana
lyse der historisch progressiven Seiten wie der Grenzen der Kooperativbewe
gung präzisiert"*': Diese kann nur kurzfristig und in gesellschaftlichen TeUbe-
reichen bestehen. Um die Lohnabhängigen zu befreien, „bedarf das koopera
tive System der Entwicklung auf nationaler Stufenleiter und der Förderung
durch nationale Mittel. Aber die Herren von Grund und Boden und die Herren

von Kapital werden ihre politischen Privilegien stets gebrauchen zur Verteidi
gung und zur Verewigung ihrer ökonomischen Monopole. Statt die Emanzipa
tion der Arbeit zu fördern, werden sie fortfahren, ihr jedes mögliche Hindernis
in den Weg zu legen.""" „Politische Macht zu erobern", so faßt Marx knapp
zusammen, ,4st daher jetzt die große Pflicht der Arbeiterklassen."

In der dritten Phase schließlich wird die Pariser Kommune zum Bezugspunkt
der Aussagen von Marx und Engels über die Notwendigkeit der politischen
Machtübernahme.Im Ubergang vonder kapitalistischen zur kommunistischen
Gesellschaft, so präzisiert Marx 187S, kann der Staat nichts anderes sein „als
die revolutionäre Diktatur des Proletariats."^"^ In der Pariser Kommune habe

sichgezeigt, daß „die Arbeiterklasse... nicht die fertige Staatsmaschinerie ein
fach in Besitz nehmen und diese für ihre eigenen Zwecke in Bewegung set-
zen""o kann, sondern sie muß die Repressionsoigane der bürgerlichen
Staatsmaschinerie zerschlagen. Zunächst geht Marx auf die historische Ent
wicklung der „Staatsmaschmerie" ein. „Die zentralisierte Staatsmacht mit ih
ren allgegenwärtigen Organen - stehende Armee, Polizei, Bürokratie, Geist
lichkeit, Richterstand, Organe, geschaffen nach dem Plan einer systematischen
und hierarchischen Teilung der Arbeit—stammt her aus den Zeiten der absolu
ten Monarchie, wo sie der entstehenden Bourgeois-Gesellschaft als eine mäch
tige Waffe in ihren Kämpfen gegen den Feudalismus diente.""' Hieraus ent
wickelte sich die zentralisierte Staatsmacht zum Repressionsorgan gegen das
Proletariat: „In dem Maße, wie der Fortschritt der modernen Industrie den
Klassengegensatz zwischen Kapital und Arbeit entwickelte, vertiefte, in dem
selben Maß erhielt die Staatsmacht mehr und mehr den Charakter einer öffent

lichen Gewalt zur Unterdrückung der Arbeiterklasse, einer Maschine der Klas
senherrschaft. Nach jeder Revolution, die einen Fortschritt des Klassenkamp
fes bezeichnet, tritt der rein unterdrückende Charakter der Staatsmacht offe
ner und offener hervor." Daher fordert Marx, daß die politische Machtüber
nahme mit dem Zerbrechen der bürgerlichen Staatsmaschinerie verbunden
sein muß.
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Die Pariser Kommune war Iflr Marx eine „durch und durch ausdehnungsGi-
hige politische Form..während allehrflheren Regierungsformen unterdrflk-
kend gewesen waren."'" Gleichwohl wird gefragt, welche Funktionen des
bürgerlichenStaates auchfürdieHerrschafts- undReproduktionsaufjgaben der
Kommune Bedeutunghaben.„Währendesgalt,diebloßunterdrückenden Or
gane der alten Regierungsmacht abzuschneiden, sollten ihre berechtigten
Funktionen einer Gewalt, die über der Gesellschaft zu stehen beanspruchte,
entrissen und von den verantwortlichen Dienern der Gesellschaft zurückgege
ben werden.""^ Damit wird das Problem der Zurücknahme des Staates in die
Gesellschaft thematisiert; denn: Die bürgerliche Staatsmaschinerie muß als
Voraussetzungfür eine Entwicklung zerstört werden, die auf die Beseitigung
der Verselbständigung der bürgerlichen politischen Fotm abzielt. Diese Zu;
rücknahme des Staates in die Gesellschaft trägt demokratischen Charakter, da
nunmehr der objektiven Voraussetzung nach alle Gesellschaftsmitglieder an
der Planung und Leitung des gesellschaftlichen Geschehens teilhaben können.
Mit der Kommune wurden also erste Schritte unternommen, die darauf abziel-

. ten, denStaat alsgesellschaftliches Organ zuerrichten, d.h. der Staat wurdeals
Instanz geschaffen, die umfassend den gesellschaftlichen Reproduktionspro
zeßzu gewährleisten hatte. „Erstens besetztesie alleStellen,verwaltende,rich
tende, lehrende, durch Wahl nach allgemeinem Stimmrecht der Beteiligten,
und zwar auf jederzeitigen Widerruf durch dieselben Beteiligten. Und zweitens
zahlte sie für alle Dienste, hohe wie niedrige, nur den Lohn, den andere Arbei
ter empfingen.Das höchsteGehalt, das sie überhaupt zahlte, war 6000 Fran
ken. Damit warderStcllenjägerei und dem Strebertum einsicherer lÖegel vor
geschoben, auch ohne die gebundenen Mandate bei Delegierten zu Vertre
tungskörpern, die noch zum Überfluß hinzugefügt wurden.""*

Auch dort, wo Marx auf die Reproduktionsfunktion des Staates eingeht,
konzentriert er sich wesentUch auf die Zurücknahme des Staates in die Gesell
schaft. „Eine der Absurditäten besteht darin, zu behaupten, daß die zentralen
Funktionen - nicht die Funktionen der Regierungsgewalt über das Volk, son
dern die Funktionen, die durch die lebenswichtigen und allgemeinen Bedürf
nisse des Landes erforderlich werden - unmöglich würden. Diese Funktionen
würden bestehen, aber die Beamten selbst könnten sich nicht, wie in der alten
Regierungsmaschinerie, über die wirkliche Gesellschaft erheben, weil diese
Funktionen von kommunalen Beamten und daher stets unter wirklicher Kon
trolle auszuführen wären."'" Indem Marx die „wirkliche Kontrolle" hervor
hebt, steUter die Auflösung der verselbständigten politischen Formen in den
Vordergrimd —daher betrachtet er die Kommune als „die Zurücknahme der
Staatsgewaltdurch die Gesellschaft als ihre eigene lebendigeMacht."'" Wäh
rend also bis zur Pariser Kommune die politische Machtübernahme wesentlich
negativalspolitische Entmachtung der Bourgeoisie begriffen wordenwar, tritt
nach dem historisch ersten Versuch einer sozialistischen Revolution die kon
struktive, zukunftsweisende Aufgabe der Zurücknahme des Staates in die Ge
sellschaft als zentrale Aufgabe der politischen Herrschaft der Arbeiterklasse in
den Mittelpunkt des Interesses.

Diese Aufgabe kann nur gelöst werden, wenn die politischeHerrschaft als
Klassenherrschaft gegen die ehemals herrschende Klassegerichtet ist'". Sie
ist, so formuliert später W.1. Lenin, notwendig, „um den Wiederstand der
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Bourgeoisie zu brechen,... um den Reaktionären Schrecken einzuflößen,...
um die Autorität des bewaffneten Volkes gegenüber der Bourgeoisie zu be
haupten" und schließlich ist sie notwendig, damit „das Proletariat seine Gegner
gewaltsam niederhalten kann."'^^ Solange die Arbeiterklasse den Staat „noch
gebraucht", gebraucht sie „ihn nicht im Interesse der Freiheit, sondern der
Niederhaltung seiner Gegner, und sobald von Freiheit die Rede sein kann, hört
der Staat als solcher auf zu bestehen.""' Die Freiheitsproblematik wird also
hier zunächst unter dem Gesichtspunkt der Klassenverhältnisse betrachtet.
Engels hebt daher ausdrücklich hervor, daß die proletarische Klassenherr
schaft bzw. die „Diktatur des Proletariats" ausschließlich als die Herrschafts
form der Klasse und nicht als Herrschaft einer kleinen Zahl von Personen zu

verstehen ist"". Diese Bestimmung schließt jedoch nicht aus, daß die Klassen
herrschaft auf den verschiedensten Ebenen durch die bewußtesten und organi
siertesten Klassenkräfte konkret ausgedrückt wird. Entscheidend ist, daß diese
politische Herrschaft die objektiven Klasseninteressen ausdrückt bzw. eine
adäquate konkret-historische Vermittlung von subjektiven Interessen und den
perspektivischen Interessen der Zurücknahme des Staates in die Gesellschaft
leistet, daß die politischen Fühnmgsorgane einer Kontrolle unterliegen und ge
zielt und systematisch eine immer größere Anzahl der Werktätigen für eine
Mitarbeit und Mitwirkung in den staatlichen und gesellschaftlichen Organen
herangezogen bzw. qualifiziert wird.

Mit der politischen Machtübernahme durch die Arbeiterklasse sind also die
Klassenauseinandersetzungen nicht abgeschlossen. „Die Kommune beseitigt
nicht den Klassenkampf, durch den die arbeitenden Klassen die Abschaffung
aller Klassen, und folglich aller (Klassenherrschaft) erreichen wollen ..., aber
sie schafft das rationelle Zwischenstadium, in welchem dieser Klassenkampf
seine verschiedenen Phasen auf rationellste und humanste Weise durchlaufen

kann.""' Mit der Ausfechtung des Klassenkampfes ist die Frage nach der
Form der gesellschaftlichen Verhältnisse eng verbunden. Die äußerste Zuspit
zung der Klassenauseinandersetzungen und das Herankommen an die politi
sche Macht&age wird sich,So Engels, „unter der Form der demokratischen Re
publik"'" abspielen. Die „demokratischen Formen" stellen wie alle politi
schen Formen für das Proletariat die „Mittel" für die Verwirklichung der Klas
senpolitik'". Diese Bestimmung güt zugleich für die erreichte Klassenherr
schaft. Nach Engels ist die Form der demokratischen Republik „sogar die spe
zifische Form für die Diktatur des Proletariats."'" Aus dem Zusammenhang
der Ausführungen wird aber deutlich, daß mit dieser „spezifische(n) Form"
wesentlich die „Volksvertretung" gemeint ist, die es bereits in der bürgerlichen
Gesellschaft gibt; in der sozialistischen Geselischaft wird die Volksvertretung
beibehalten, diese „spezifische Form" wird jedoch mit den Inhalten der soziali
stischen Klassenpolitik ausgefüllt, d. h. der formale Demokratismus wird durch
den realen Demokratismus der werktätigen Massen ersetzt.

Fassen wir die Ergebnisse aus der Analyse der Konzeption von Marx und
Engels zur „Diktatur des Proletariats" zusammen. Der „Diktatur"-BegriS
wird schon Anfang der fünfziger Jahre verwandt; aber erst die Pariser Kom
mune liefert das historische Material für eine präzisere Inhalts- und Funktions
bestimmung. Drei zentrale Bestimmungen charakterisieren die Vorstellung
über die „Diktatur des Proletariats". Zunächst wird die der Notwendigkeit der
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politischen Machtübernahme, ohnedieeinesozialistische Klassenpolitik nicht
verwirklichtwerden kann, mit dem Anspruch nach „Zeischlagung" der bür
gerlichen Staatsmaschinerie verbunden.Es sollaber nichtder gesamtebürger
liche Staatsapparat zerschlagen werden, sondern die„Staatemaschinerie" (ste
hendes Heer, Polizei,Bürokratie). Es handelt sich alsoum diejenigen Staatsor
gane und-hinktionen, dieder herrschendenKlassealsRepressionsinstnunente
gedient haben. Diezweite Bestimmung verweist aufdenÜbergangscharakter
der proletarischen Klassenherrschaft, die auf die Niederhaltung des aktuellen
und potentiellen Widerstandes der vormals herrschenden Klasse und auf die
Errichtung der sozialistischen Produktionsverhältnisse ausgerichtet ist: Die
Arbeiterklasse muß „zuerst die organisierte politische Gewalt des Staates in
Besitz nehmen und mit ihrer Hilfe den Widerstand der Kapitalistenklasse nie
derstampfen und die Gesellschaft neu organisieren."'" Schließlichbeinhaltet
die Konzeption der „Diktatur des Proletariats" die historische Aufgabe der
Zurücknahme des Staates in die Gesellschaft, der Aufhebung der aus der bür
gerlichen Gesellschaft hervorgegangenen Verselbständigung der politischen
Form.

5. Exkurs 2: Die Auffosstmgen von Lenin über die „poUtische Macfatergrei-
fung"

Lenins theoretische und praktische Konzeptionder sozialistischen Revolu
tion knüpft unmittelbaran die Überlegungen vonMarx und Engelszur politi
schen Machtübernahme der Arbeiterklasse und zur „Diktatur des Proleta
riats" an Diese bestimmte eralseine Übergangsperiode, inderdieAktivitä
ten und Bestrebungender gegenrevolutionärenKräfte niederzuhaltensind"'.
Mit der Etablierung der „Diktatur des Proletariats" ist das „Zerbrechen" der
bürgerlichen Staatsmaschinerie verbunden, d. h. der Organe, die in der bUrger-
Uchen Gesellschaft als Repressionsinstrumente gedienthaben'". Die Über
windungdes Widerstandesder Bourgeoisieist,systematisch und historisch,die
erste Aufgabe des proletarischen Staates, aber:

„Neben diese Aufgabe tritt ebenso unvermeidlich - je weiter, desto
mehr —die wesentlichere Aufgabe des positiven kommunistischen Auf
baus, der Schaffung neuer ökonomischer Beziehungen, der Errichtung
einer neuen Gesellschaft. Die Diktatur des Proletariats ist... nicht bloß
Gewalt gegenüber den Ausbeutern und sogar nicht einmal hauptsächlich
Gewalt. Die ökonomische Grundlage dieser revolutionären Gewalt, die
Gewähr für ihre Lebensfähigkeit und ihren Erfolg besteht darin, daß das
Proletariat einen im Vergleich zum Kapitalismushöheren Typ der gesell
schaftlichen Organisation der Arbeit repräsentiert und verwirklicht."*"

Hierin sieht Lenin den „Kern" der „Diktatur des Proletariats". Waren Marx
und Engelsnochdavonausgegangen, daß die ArbeiterklasseimProzeß der po
litischenMachtergreifung zugleich die Fähigkeitfür densozialistischen Aufbau
erwerben muß, so stellt Lenin, bedingt durch die politischen und ideologischen
Auswirkungen der weitverbreiteteneinfachen Warenproduktion in Rußland,
stärker die Erziehungsfunktion nach der politischen Machtergreifung in den
Vordergrund: „Die Diktatur des Proletariatsist ein zäher Kampf, ein blutiger
undunblutiger, militärischer und wirtschaftlicher, pädagogischer und admini
strativerKampf gegen dieMächte undTraditionen der altenGesellschaft. Die
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Macht der Gewohnheit von Millionen und Abennillionen ist die fürchterlichste
Macht.""®

Wie Marx und Engels bestimmt Lenin die Diktatur des Proletariats als Pro
zeß, in dem die zentrale Aufgabe der Rücknahme des Staates in die Gesell
schaft zu verwirklichen ist: „Wenn der Staat das Produkt der Unversöhnlich-
keit der Klassengegensätze ist, wenn er eine über der Gesellschaft stehende und
,$ich ihr mehr und mehr entfremdende' Macht ist, so ist es klar, daß die Befrei
ung der unterdrückten Klasse unmöglich ist, nicht nur ohne gewaltsame Revo
lution, sondern auch ohne Vernichtung des von der herrschenden Klasse ge
schaffenen Apparates der Staatsgewalt, in dem sich diese ,Entfiremdung'
verkörpert.""' Die Auflösung der Verselbständigung der politischen Form
beginnt mit dem „Zerbrechen" der Staatsmaschinerie und wird durch die ver
waltenden Maßnahmen unter den neuen ökonomischen Verhältnissen, unter
Einschluß und Mitwirkung nahezu aller Werktätiger, ständig erweitert und ver
tieft.

Da Lenin in der Zeit vom März 1917 bis Mitte 1920 - durch die revolutionä

ren Ereignisse in Rußland bedingt - das Problem der „Zerschlagung" der bür
gerlichen Staatsmaschinerie besonders intensiv behandelte, ist von seiner Re
volutionstheorie oftmals nur dieser Asftekt zur Kenntnis genommen worden,
nicht die aufbauende, positive Funktion, die er der Diktatur des Proletariatszu
schreibt"'. Lenin hat aber gerade mit seiner Konzeptionder Übernahme von
Organen und Regulierungsniethoden des bürgerlichen durch den proletari
schen Staat die von Marx und Engels begründete „2^rschlagungs"-Hiese wei
terentwickelt. Dieser Aspekt seiner Staatstheorie wurde oft unzureichend rezi
piert, weil die „Zerschlagung" zunächst das Kernstück der revolutionären Stra
tegie bildet. Bleibt die bürgerliche Staatsmaschinerie unangetastet, kann von
einer politischen Machtübernahme durch die Arbeiterklasse nicht gesprochen
werden, früher oder später erobert die bürgerliche Klasse ihre alten Machtposi
tionen zurück. Das war das Problem der russischen Revolution 1917: Die vor

gefundene Staatsmaschinerie mußte zerstört werden, damit die bürgerliche
und Adelsklasse vollends politisch besiegt würde und die Voraussetzungen für
die Abwehr einer mächtigen Konterrevolution geschaffen wurden. Neue
Machtorgane, die Sowjets, waren als Keimformen einer neuen sozialistischen
Staatsform entstanden. Es galt, sie aus Gegenmachtpositionen zur bestehenden
Staatsmaschinerie zu Formen zu entwickeln, die die bürgerlich-zaristischen
Organe ablösten bzw. ersetzten. Das setzte die Zerschlagung der alten Staats
maschinerie voraus. Nur so konnten auch die Proletarier und Halbproletarier
an die Staatsverwaltung herangeführt werden und der neue Klassenstaat seine
Funktion der Erziehung der werktätigen Massen übernehmen.

In der Arbeit „Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten?" (An
fang Oktober 1917) hat sich Lenin am ausführlichsten mit dem Problem be
schäftigt, daß nicht nur die bürgerliche Staatsmaschinerie zerschlagen werden
muß, sondern daß zugleich Organe, Institutionen und Verfahren des bestehen
den Staates zu übernehmen sind. In der Auseinandersetzung mit Positionen,
die die Möglichkeit der Machtübernahme durch die Bolschewiki bestreiten,
entwickelt Lenin zunächst die Bestimmung des Staates als Repressionsorgan
der herrschenden Klasse: „Unter Staatsapparat sind vor allem das stehende
Heer, die Polizei und die Beamtenschaft zu verstehen." Marx habe vor dem
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Hintergrund,der Erfahrungen derPariser l4>nunune postuliert, „daß das Pro
letariat nicht die fertigeStaatsmaschinerie Einfach in Besitznehmen und sich
fürseineeigenen Zwecke inBewegung set^n kann, daßdasProletariat diese
Maschineriezerbrechen und durch eine neu^ ersetzen muß" Das Proletariat
muß „alles zerscA/ogen, was im alten Staatsapparat der Unterdrückung dient,
alles, was es in ihm als Schablone, unverbes^rlichem Bourgeoisen gibt, und an
dessen Stellese/neneigenen,neuen Apparat j^etzen". Im Oktober 1917 wardie
serApparat in Rußland bereits inderFom^ derSowjets, derArbeiter-, Bau
ern- und Soldatendeputierten vorhanden.

Danach behandelt Lenin die reproduktiwn und regulierenden Funktionen
desStaates. Eine Hauptschwierigkeit derproletarischen Revolution sei die
„Verwirklichung einer vom ganzen Volk getragenen genauesten und gewis
senhaftesten Rechnungsführung und Kontrolle, der Arbeiterkontrolle über die
Produktion und die Verteilung der Produkte""'. Damit ist zugleich eine
Hauptaufgabe bezeichnet, die die sozialistische Revolution und somit die
„Diktatur des Proletariats" zu bewältigen hat. Bestimmte Organe, Institutio
nen und Regulierungsmethoden des bürgerlichen Staates sind daher nicht zu
zerschlagen, sondern müssen übernommen werden.

i
„Außer dem vorwiegend .unterdrückenden' Apparat des stehenden

Heeres, der Polizei und der Beamtenschaft gibt es im modernen Staat ei
nen Apparat, der besonders eng mit ddn Banken und Syndikaten verbun
den ist, einen Apparat, der eine große Arbeit auf dem Gebiet der Rech
nungsführung und Registrierung leistet, wenn man sich so ausdrücken
darf. Dieser Apparat ^rf und soll nicht zerschlagen werden. Man muß
ihn aus der Unterordnung unter die ^pitalisten befreien, muß ihn den
Kapitalisten entreißen und alle Fäden ihres Einflusses abschneiden, ab-
scMagen,abhacken, muß ihn den proletarischen Sowjetsu/tterordnen und
auf eine breitere, umfassendere Grundlage stellen, ihn mit dem ganzen
Volk verbinden. Das kann geschehen] wenn man sich auf die vom Groß
kapitalismus schon hervorgebrachten Errungenschaften stützt; (und
überhaupt die proletarischeRevolutitm ihr Ziel nur erreichen kann, wenn
sie sich auf diese Errungenschaften stützt).""'

Als Apparate der Rechnungsführung nennt Lenin Banken, Syndikate, Post,
Konsumgesellschaften und Angestelltenve^bände. ,

„Die Großbankenrind jener .Staatsapparat', den wir für die Verwirkli
chung des Sozialismus brauchen und den wir vom Kapitalismusfertig
übernehmen, wobei unsere Aufgabe liierwesentlich darinbesteht, daszu
entfernen, was diesen ausgezeichneteij Apparatkapitalistisch verunstaltet,
ihn noch größer, noch demokratischer, noch umfassender zu gestalten.
Quantität wird in Qualität umschlagen... Das bedeutet eine gesamtge
sellschaftliche Buchfühnmg, eine gesamtgesellschaftliche Rechnungsfüh
rungüberdieProduktion unddieVerjeilung derProdukte, dasistsozusa
gen eine Art Gerippe der sozialistischen Gesellschaft. Diesen .Staatsap
parat'(derimKapitalismus nicht gam^ein staatlicher Apparat ist,deraber
bei uns im Sozialismus,ganz staatlich sein wird) können wir ,übernehmen'
und mit einem Schlag, durch einen einzigen Erlaß ,in Gang setzen', denn
die tatsächliche Arbeit der Buchführung, der Kontrolle, der Registrie
rung, der Rechnungsführung und Bereclmung leisten hier Angestellte,
von denen die meisten selbst in protetarischen oder halbproletarischen
Verhältnissen leben.""^ j
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Lenin bezieht sich hier auf Regulierungs- und Reproduktionsfunktionen des
bürgerlichen Staates, die dem Veigeselischaftungsgrad der kapitalistischen
Produktionsweise entsprechen. An ihn muß die sozialistische Gesellschaft an
knüpfen, um ihn in nichtantagonistischer Form weiterzuentwickeln. Daher '
muß ein Teil der Staatsfunktionen der entfalteten kapitalistischen Produk--
tionsweise - nunmehr allerdings den Interessen der werktätigen Massen unter
geordnet - übernommen werden. Der Sozialismus soll diejenigen kapitalisti
schen Eigentumsverhältnisse beseitigen, die der ständigen Entwicklung der
Produktivkräfte entgegenstehen. Zugleich beseitigt und modifiziert er diejeni
genÜberbaustrukturen, die sowohl alsAusdruck desKlassenantagonismus als
auch des kapitalistischen Vergesellschaftungsprozesses entstanden sind. Die
Entwicklung des Sozialismus ist daher nicht voraussetzungslos - sie knüpft an
einen bestimmten Entwicklungsstand der Produktivkräfte sowie der Ausbil
dung eines staatlichen Regulierungs- und Reproduktionsapparates an, der
nicht zu zerschlagen, sondern - im Interesse der Masse der Werktätigen —zu
transformieren isL

Der kapitalistische Vergesellschaftungsprozeß war zur Zeit der revolutionä
ren Umwälzungen in Rußland noch kaum entfaltet; gleichwohl gab es gewisse
Ansätze eines Staatsinterventionismus. Lenin hat sich intensiv - vor allem in

der 1918 ver&Bten Schrift „Über Jinke' Kinderei imd über Kleinbürgerlich
keit" - mit dem „Staatskapitalismus" in Deutschland beschäftigt und ging da
bei der Frage nach, welche Bedeutimg diese Form der staatlichen Regulierung
kapitalistischer Produktionsverhältnisse für den sozialistischen Aufbau und
damit für Rußland einnehmen kaim. In Deutschland exisitert „das ,letzte Wort'
moderner großkapitalistischer Technik und planmäßiger Organisation, die
dem junkerlich-bürgerlichen Imperiqlismus unterstellt sind." Der Staatskapi
talismus und der Sozialismus haben u. a. „allgemeine Rechnungsführung und
Kontrolle" gemeinsamDer Sozialismus kann ohne „großkapitalistische
Technik, die nach dem letzten Wort modernster Wissenschaft aufgebaut ist,
ohne planmäßige staatliche Organisation"'^ nicht bestehen. Daher fordert
Lenin, „vom Staatskapitalismus der Deutschen zu lernen, ihn mit aller Kraft zu
übernehmen"''". Je vollständiger die Sowjets die „Diktatur des Proletariats"
verkörpern, desto weniger brauchtman die Übernahme staatskapitalistischer
Elemente zu fürchten'".

Im vorangehenden Abschnitt (III.) wurde deutlich, daß Marx und Engels die
Problematik der „Transformation" von Organen der alten Staatsmacht nicht
explizit formuliert haben. Dennoch kann die These von1. Wagner, daß die Dit^
lektik der „Zerschlagung" („Zerschlagung im eigenüichen und engeren Sinne"
und Zerschlagung im „relativen, bedingten Sinne") in den Auffassungen von
Marx und Engels keine Rolle spiele'", nicht kritiklos hingenommen werden;
denn es gibt Überlegungen von Marx und Engels, in denen der Gedanke der
Übernahme vonOrganenund Regulierungsmethoden des bürgerlichenStaates
angelegt ist. Darauf weisen vor allem jene Bestimmungen des Staates hin, die
diesen als gesellschaftliches Organ bzw. als Organ mit gesellschaftlicher Amts
tätigkeitund als eine politische Formanalysieren, die sichdem Entwicklungs
stand des sich widersprüchlich bewegenden Verhältnisses von Produktivkräf
ten und Produktionsverhältnissen anpassen muß?". Eine „Zerschlagung" sol
cher Organe, Institutionen und Regulierungsmethoden würde einen Rück-
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schritt imGradder Vergesellschaftung bedeuten.Auchdiepolitischen Formen
und Funktionendes neuen proletarischen Sthates müssendiesemNiveauder
Vergesellschaftung Rechnung tragen.

6. Voraussetzungen der »demokratischen Tfansformation'' desbürgerlichen
Staates

Der revolutionäre Inhalt der MarxschenTheorie ergibt sichdaraus, daß ihre
»theoretischenSätze" „allgemeineAusdrücke tatsächlicherVerhältnisseeines
existierendenKlassenkampfes, einer unter unseren Augen vor sichgehenden
geschichtlichen Bewegung" sind"* und sie,4n dempositiven Verständnis des
Bestehenden zugleich auchdasVerständnis %inerNegation, seinesnotwendi
gen Untergangs einschließt, jede gewordene Form im Flusse der Bewegung,
also auch nach ihrer vergänglichen Seite auffaßt""*. Form und Funktiondes
bürgerlichen Staateswerden soeinerseits alsnotwendige Besonderung despo
litischen Herrschaflsapparates „neben und außer der bürgerlichen Gesell
schaft" begriffen"'; andererseitswirddas Aufbrechendes verhüllten Wider
spruchs von demokratisch-repräsentativer Form und der Gnindfunktiondes
bürgerlichen Staates (Sicherung der kapitalistischen Klassenherrschaft) zum
zentralen Bezugspunktdes Klassenkampfes. Die Zurücknahme des Staates in
die Gesellschaft, die das „Zerschlagen" der „bürokratischen Maschinerie" des
kapitalistischen Staatesvoraussetzt, istkeinAkt despolitischen Voluntarismus
—sie kann sichnur auf der Grundlageder Uberwindung der Klassenherrschaft
vollziehen. Eist dann wird eine besondere politische Repressionsgewalt, der
Staat, überflüssig"®. Dies bedeutet keinen Verzichtauf Formen der Willens
bildung, der politischen Entscheidung und Kontrolle, wiesieschonin derbür
gerlich-demokratischen Republik ausgebUdet sind. Entscheidend ist aber der
sozialökonomische Inhalt, der Funktionsweise wie gesellschaftlichen Zweck
der Institutionen des „Verwaltungsapparates" bestimmt. „Der Charakter der
Wahl hängt nicht von diesem Namen ab, sondern von der ökonomischen
Grundlage, denökonomischen Zusammenhängen der Wähler; und sobald die
Funktionen aufgehört haben, politischzu sein, existiert 1. keine Regierungs
funktion; 2. die Verteilung der allgemeinen Funktionen ist Geschäftssache ge
worden, die keine Herrschaft gibt; 3. die Wahl hat nichts von heutigem politi
schen Charakter.""*

Der methodischeDreischritt, den Marx für die Kritik der politischen Öko
nomieverlangt"®, güt auch für die Staatsanalyse:Sie beginnt mit der Zurück-
fUhrung deserscheinenden Formenreichtums des politischen Systemsder bür
gerlichen Gesellschaft aufseine—allenverschiedenen Formen gemeinsame —
Inhaltsbestimmung"*. Danach werdendie konkreten Erscheinungsformen als
die „ZusammenfassungvielerBestimmungen..., alsoEinheit desMannigfalti
gen" dechiffriert"'. Auchder Klassenkampf folgt dieserLogik: er beginnt mit
derpropagandistischen Auflösung desWiderspruchszwischen FormundInhalt
des bürgerlichen Staates, mitder Enthüllung seinergrundlegenden Klassen
funktion. Diese propagandistischeAufgabe dient der Erringung der Staats
macht durch die Arbeiterklasse. Für Marx und Engels - später für Lenin - war
daher die Formdifferenz von bürgerlichem Staat und sozialistischem Uber
gangsstaat niemals dasausschlaggebende Problem fürdieBeurteilung konkre
ter Strategien der Arbeiterbewegung. Die Verselbständigung der formalen

ARGUMENT-SONDERBAND AS 16 O



Staatsfrage undStrategie derArbeiterbewegung III

Seite des Staatsproblemshat Leninspäter als wesentUches Merkmalder refor
mistischen Staatsauffassung herausgestellt: Der Kautsky'schen Entgegenset
zungvon,4'einerDemokratie" und „Diktatur" hält er die Unterscheidung von
bürgerlicher Diktatur(in der Form der bürgerlich-demokratischen Republik)
und der proletarischenDiktatur (in der Form der politischenMassendemokra
tie undder Sowjetmacht) entgegen. Er verurteiltediejenigen Kräfteinder Ar
beiterbewegung, die die bürgerliche Demokratie zu einem „Wert an sich"
überhöhten und dabei die Frage der sozialistischen Transformation der Gesell
schaft durch den Klassenkampfund den Kampf um die poUtischc Macht aus
dem Augeverloren. Die von Lenin kritisierte Formhypostasierung der „De
mokratie" markiert zugleich das Leittnotiv der reformistischen Staatsauffas
sung, das Bernstein wie folgt formulierte: „Die Demokratie ist Mittel und
Zweckzugleich, sie ist das Mittel der Erkämpfung des Sozialismus und sie ist
die Form der Verwirklichung des Sozialismus."'"

Dennoch gibt es in der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft selbst ei
nen Prozeßder Form-und Funktionsveränderung des Staates,der engzusam
menhängt mit der Konstitution einer autonomen proletarischen Klassenbewe
gung. Otto Bauer hat innerhalb der bürgerlichen Demokratie den liberalen -
auf dem Wahlzensus beruhenden - Staat und den demokratischen - auf dem
allgemeinenWahlrecht beruhenden - Staat als zwei Entwicklungsphasen un
terschieden. Der Übergang von der einen zur andern Form „war überall das
Resultatder Klassenkämpfe desProletariats"'". Diedemokratische Republik
erscheint als eine geschichtliche Phase der Entwicklung der bürgerlichen
Staatsform, in der diese zwar mit dem ursprünglichenAnspruch der bürger
lich-revolutionären Bewegungzusammenfällt, jedoch zugleich der historisch-
transitorische Charakter dieser gesellschaftlichen Form von Herrschafi evident
wird.Die demokratischeRepublik gibt daher mit den bürgerlichenFreUieiten
dem Proletariatnichtnur „... alledie Waffen indie Hand(...), deren eszu sei
nemendgültigen Siegbedarf."'®' DerenNutzung durchdieArbeiterbewegung
wirkt jedochschonals Schranke,die ihrerseitsdie Bedingungen bürgerlicher
Herrschaft beeinflußt. Im Unterschied zur Ausübung politischer Macht über
den Zensus ist die Bourgeoisie hier gezwungen, auf der poUtischen Ebene
Bündnisse (z.B. mit kleinbürgerlichen oder bäuerlichen Kräften) einzugehen
undvorallemdurchZugeständnisse an dieArbeiterschaftundderen Organisa
tionen ihre eigene politisch-ideologischeMassenbasiszu erweitem, um damit
kontinuierlich derGefahrentgegenzuwirken, daßdie Arbeiterbewegung über
Ausnutzung des Wahlrechtes die politische Machtzu erringenvermag. Durch
dieseAnpassungs-und Intcgrationsstrategienwirdder Mechanismus der ideo
logischen Verschleierung verstärkt. Der Staaterscheint zunehmend alsAppa
rat und ausgleichender Regulator aller gesellschaftlicherInteressen - seine so
zialökonomische Gmndfunktiontritt zurückunderschemtallenfalls alsgleich-
rangiges Element eines Ensembles gesamtgesellschaftlicher Reproduktions
funktionen.

Der transitorische Charakter der demokratischen Republikliegtalsodarin,
daßsiedieBourgeoisie schon zuMachtkompromissen undmateriellen Anpas
sungsstrategien gegenüber der Arbeiterbewegung zwingt, daß aber die Arbei
terbewegung die demokratische Republik als eine politische Übergangsform
betrachten muß, inder der Kampf um die politischeMacht schonverbunden ist
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mitder Programmatik der Veränderung der Eigentumsverhältnisse, der Ein
führung der direkten Demokratie inder Organisierung desgesellschaftlichen
Reproduktionsprozesses. In dieserinnerenWidersprüchlichkeit - hervorgeru
fendurchdasselbständige AuftretendesProletariats „aufder Bühneder Ge
schichte" - sah Marx schon in der Revolution 1848 die „Dialektik der bürger
lich-parlamentarischen Staalsform" begründet: „Die parlamentarische Repu
blik... sah sichin ihrem Kampfewiderdie Revolutiongezwungen, mitden Re-
pressivmaßregeln die Mittelund die Zentralisierung der Regierungsgewalt zu
verstärken." "* Die Bourgeoisieverzichtetaufihre eigene parlamentarisch-re
präsentative Regierungsform, damit'deren Institutionen nichtzur Durchset
zung der Interessen und Forderungen der sozialistischen Arbeiterbewegung
benutzt werden können. Machtkompromisse imd Anpassungsstrategien blei
bensolange funktional, wiesieder Integration der Arbeiterbewegung undder
Sichenmgder Kapitalverwertimgsinteressen dienen.Sobalddieser integrative
Konsensus gefährdet wird, istder BodenfürdenUmschlag zur Beseitigung je
ner bürgerlichen Freiheiten und Institutionen bereitet, deren Wahrnehmung
durchdie Arbeiterbewegungstets vonneuemdie unumschränkteundeinheitli
che Durchsetzung der politischen Herrschaftder Bourgeoisie problematisiert.
Die europäische Arbeiterbewegung wurde nach der Oktoberrevolution, den
revolutionären Massenbewegungennach dem ersten Weltkriegund schließlich
den Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise seit 1929 mit der faschistischen
FormdiesesUmschlags zur autoritären Diktaturkonfrontiert,deren Funktion
darin bestand, daß nicht nur die revolutionäre, sondern auchdie reformistische
Arbeiterbewegung ausgeschaltet werden sollte, deren Existenzbedingungen
und Erfolg unmittelbar mit der Strategie des integrativen Konsensusim Rah
men der Institutionen des bürgerlich-parlamentarischen Systems verknüpft
sind.

Die Problematik des Formwandels bürgerlicher Herrschaft wird aber mit der
Untersuchung des Zusammenhangs von Staatsform und Klassenkämpfennicht
ausreichend erfaßt. Sie vermag nicht jenen Wandel bürgerlicher Herrschaft zu
erklären, der gerade nach dem zweiten Weltkrieg in den hochentwickelten ka
pitalistischen Ländern eine lange Phase der Prosperität und Stabilität - auch
des politischen Systems in der Form der demokratischen Republik begleitet.
Die tiefe ökonomische und politische Krise des kapitalistischen Systems in der
Zwischenkriegsperiodehat nicht seinen Zusammenbruch (wenn auch eine be
trächtlicheBeschränkungseines Herrschafts- und Einflußbereiches),sondern
die Herausbildung neuer Anpassungsstrategien gefördert, die sich vor allemin
der Hhigkeit, den Klassengegensatzzu kanalisieren und zu institutionaUsieren,
verdeutlichen. So zentriert sich die staatstheoretische Diskussion dieser Pe
riode weitgehendauf diegesellschaftliche Integrations-undSteuerungskapazi
tät des Staates gegenüber dem politischen und ökonomischen Widerspruchs
potential,dessennegatorischen Poldie klassenbewußte Arbeiterbewegung re
präsentiert.SchonvordemEnde deszweiten Weltkrieges setztesichinnerhalb
des institutionellen Systems der bürgerlich-parlamentarischen Herrschaft ein
Formwandel durch, der die veränderten Funktionen des Staates gegenüber
dem kapitalistischen Reproduktionsprozeßund gegenüberder in Massenorga
nisationen (Parteien und Gewerkschaften) organisierten Arbeiterbewegung
erkennen läßt''''. Es handelt sich um die Tendenz zur Verselbständigung der
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Exekutivgewalt (also vor allem der Regierung und der Staatsbürokra^e) ge
genüber der Legislative, eine Verselbständigung, die zwar im Faschismus be
sonders offen zutage tritt, freilich schon wesentlich früher einsetzt und sich —
unter den Bedingungen einer relativen Stabilität des parlamentarischen Ver
fassungssystems - auch nach 1945 fortgesetzt hat. Diese Funktionsverände
rung - neuerdings mit dem Schlagwort der „Aushöhlung des Parlamentaris
mus" belegt- ist also keineswegs nur an die Verschiebungen des poUtischen
Kräfteverhältnisses der Klassen gebunden, sondern sie hat strukturelle Verän
derungen im Verhältnis von Ökonomie und Politik im gegenwärtigen Kapita
lismus zur Voraussetzung"*. In drei Prozessen wird diese Tendenz sichtbar
Die fortschreitende Zentralisierung von Entscheidungskompetenz auf der
Ebene des staatlichen Regierungs- und Verwaltungsapparates, das wachsende
Volumen des Staatshaushaltes und seine Bedeutung ^ dieUmverteilung des
Sozialproduktes und schließlich der Bedeutungszuwachs der Staatsbedienst
eten, die heute in der BRD nahezu ein Viertel aller Lohnabhängigen stellen"'.
Sie reflektieren das Krisenpotential des Systems und damit zugleich den Ver
such, dieses durch Ausweitung der staatlichen Regulierungsfunktionen einzu
dämmen"*. So erzwingt die kapitalistische Vergesellschaftung, die sich stets
nur als Widerspruch zu den privaten Aneignungsverhältnissen zu entwickeln
vermag, nicht nur Formveränderungen des kapitalistischen Eigentums, son
dern zugleich die fortschreitende Delegation von Regulierungs- und Repro
duktionsfunktionen, die sowohl die Kapitalverwertung als auch die Reproduk
tion der Arbeitskraft betreffen, an den bürgerlichen Staat. Die konkreten For
men dieser Delegation werden durch die Klassenauseinandersetzung, durch
das Kräfteverhältnis der Klassen, bestimmt. In ihnen erscheint aufder Oberflä
che der Widerspruch zwischen der gesellschaftlichen Anwendung der Produk
tivkräfte und der privaten Aneignung. Die Arbeiterklasse ist Produkt der der
kapitalistischen Produktionsweise eigenen Vergesellschaftungstendenz —und
mit ihren grundlegenden programmatischen Forderungen, die politische Macht
zur Aufhebung dieses Widerspruchs, ziir Verwirklichung der gesellschaftlichen
Aneignung zu benutzen, repräsentiert sie zugleich die objektive geschichtliche
Möglichkeit, die Vergesellschaftung in einer neuen, freien und klassenlosen,
Assoziation fortzuführen.

Der VergeseUschaftungszwang wirkt insofern auf die Tätigkeit des Staates
ein, als dieser nicht mehr nur vermittels der Gewährleistung der rechtlichen
Form des Reproduktionsprozesses - also als außerökonomisches Gewaltver
hältnis - fungieren kann. Er muß vielmehr selbst materiell in den gesellschaftli
chen Reproduktionsprozeß intervenieren. Daß er dabei die Privatrechtsinstitu-
tionen einschränken muß, um „die private Form der Kapitalverwertung (zu)si-
chem und die Loyalität der Massen an diese Form (zu) sichern""', greift als
Bestimmung dieses Funktionswandels zu kurz. Indem der heutige bürgerliche
Staat dem Zwang zur ständigen politischen Reorganisation der Produktions
bedingungen Rechnung tragen muß, reproduziert er auf der politischen Ebene
jene Widersprüche, die den bürgerUchen Staat im allgemeinen auszeichnen.
Dieser ist niemals nur Gewaltapparat zur Niederhaltung der Klassengegen
sätze gewesen. Seine Bestimmung, die Sicherheit der kapitalistischen Gesell
schaftsformation als Ganzes zu gewährleisten, schloß stets schon die Notwen
digkeit ein, neben den reinen Gewaltfunktionen (besonders verkörpert durch
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Militär undPolizei) regulative undintegrative Funktionen wahrzunehmen, die
nichtnur die ideologische Kohäsion der Gesellschaft, sondernauchderen re
produktiven Zusammenhang sichern sollten. Der Widerspruch zwischen der
gesellschaftlichen Anwendung der Produktivkräfte und der privaten Aneig
nungkommtalsoaufpolitischer EbenedarinzumAusdruck, daßder bürgerli
cheStaat als Organder Klassenherrschaft nur fungierenkann, wenner zugleich
als „geseUscbaftliches Organ" tätig wird, Aufgaben wahrnimmt, die nicht nur
der Reproduktion des Arbeitsvermögens dienen (Gesetze zur Beschränkung
der Arbeitszeit, Sozialpolitiku.a. m.), sondern die insgesamt jenen stofflichen
ReproduktionsanforderungenRechnungtragen,die der kapitalistische Verge
sellschaftungsprozeß hervorbringt,aber aufder Ebene der Konkurrenzwiedes
Austauschs von Lohnarbeit und Kapital nicht mehr im Sinne einer störungs
freien Akkumulation bewältigen kann. Die Verkürzung der Habermasschen
Bestimmungliegtdarin, daß sie die Herstellungeiner komplementären Funk
tionalität von Kapitalverwertung und Massenloyalität durch den Staat als ein
Integrationsproblem behandelt. Eine Bestimmung dieses Verhältnisses, die
vom Krisencharakter und der „historischen Tendenz" der kapitalistischen
Produktionsweise ausgeht, muß jedoch den widersprüchlichen Zusammen
hang zwischen RepTcssions- und Integrationsfunktiondes heutigen bürgerli
chen Staates in den Mittelpunktder AnalysesteUen. Schondie empirischeEr
fahrungsollte vor der Illusionbewahren, seine Hauptaufgabesei es, über den
Einfluß einer reformistisch bzw. integrationbtisch orientierten Arbeiterbewe
gung die Loyalität der Massenzu binden, um so die Kapitalverwertung zu si
chern.

Der bürgerlicheStaat entwickeltund zentralisiertheute weit mehr alsbüher
die Instrumente seines Gewaltmonopols(Militär, Polizei, Justiz). Zwar wird
der Ausbau des militärischen Gewaltpotentials mit der internationalen Kon
kurrenz von Kapitalismus und Sozialismus legitimiert - gleichwohl hat das
herrschaftssichemdeGewaltpotential im Vergleichmit der Zeit des Kapitalis
mus etwa um die Mitte des 19. Jahrhunderts nachgerade gigantische Ausmaße
angenommen undbeeinflußt selbst- Uber die Rüstungspolitik - entscheidend
die ökonomischen Reproduktionsbedingungen. Die Spezifikder gegenwärti
genStaatstätigkeit mußalsodaringesehenwerden,daß erzumeinendie Kapi
talverwertung und den Ausbau des Apparates politisch-militärischer Gewalt
gewährleistet,zum anderen dem Druck der Arbeiterbewegung,wieer sichzu
nächst in den Forderungen nach Verbesserung der Reproduktionsbedingungen
der Arbeitskraft imd der Erweiterung demokratischer Mitbestimmungs- und
Kontrollrechte auf staatlicher und ökonomischer Ebene darstellt, ständig
Rechnung tragenmuß.Dabeihandeltessichkeineswegs umdie „Zurücknah
me" des bürgerlichenStaates in die bürgerlicheGesellschaft,um ein „Abster
bendesStaates" innerhalbder kapitalistischen Gesellschaft, beider der sachra
tional verwaltete „technische Staat" an die Stelle der alten, weltanschaulich
geprägten und durch Interessenkonflikte auseinändergerissenen „Demokra
tie" trittVielmehr indizieren der Primat der ökonomischen Systemsiche-
rung,dem die Politikder Sicherung und Verbesserung der Reproduktionsbe
dingungen der Arbeitskraft funktional zugeordnet ist,sowie der politisch-mili
tärischen Herrschaflssicherungen die grundlegende inhaltliche Bestimmung
der staatlichen Tätigkeit; zugleich indiziert die prinzipielle Unfähigkeit des
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Staates, ökonomische Krisen zu verhindern,' daß die staatlichen Funktionen
letztlich die fundamentalen Bewegungswidersprüche der kapitalistischen Pro
duktionsverhältnisse nicht außer Kraft zu setzen vermögen, sondern im Gegen
teil durch diese selbst produziert und bestimmt werden.

Doch sind es gerade die auf die Ebene staatlichen Handelns transformierten
Widersprüche des kapitalistischen Vergesellschaftungsprozesses, die gegen
wärtig auf die Bedingungen der Klassenauseinandersetzungen sowie auf die
strategischen Diskussionen der Arbeiterbewegung einwirken. Indem die Si
cherung der Systemstabiiität die Notwendigkeit staatlicher Anpassungs- und
Integrationsstrategien gegenüber der Arbeiterklasse wie der Arbeiterbewe
gung hervorbringt, wandein sich Inhaite und Formen der Klassenauseinander
setzung. Voraussetzung für den Erfolg solcher Integrationsstrategien ist einmal
das Festhalten an den politischen Institutionen des bürgerlich-parlamentari
schen Systems, das noch als Form der Artikulation und der Kanalisierung der
Interessen der Lxrhnabhängigen fungieren kann; darüber hinaus die Bereit
schaft und objektive Möglichkeit, auf die materiellen Forderungen zur Verbes
serung der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft partieli einzugehen.
Im politischen wie im ökonomischen Bereich aber stoßen die Forderungen auf
prinzipielle Funktionsgrenzen des bürgerlichen Staates. Nicht in der abstrakten
Negation des bürgerlichen Staates, sondern in der konkreten Konfrontation
der unmittelbaren Bedürfnisse und Interessen der Lohnabhängigen und den
Handlungsmöglichkeiten des Staates läßt also der bewußt geführte Klassen
kampf den grundlegenden Widerspruch zwischen Herrschaftssicherung und
Integrationsstrategien deutlich werden.

In allen hochentwickelten kapitalistischen Ländern vertritt die Arbeiterbe
wegung heute Forderungen, die die Ausweitung und qualitative Veränderung
der Staatstätigkeit zur Sicherung und Verbesserung der Arbeits- und Lebens
bedingungen der Lohnabhängigen beinhalten. Diese erstrecken sich auf Bil-
dungs-, Gesundheits-, Verkehrs-, Umwelt- und Wohnungsbaupolitik, die ge
setzliche Regelung der Altersvorsorge und die staatliche Beschäfiigungspolitik
- bis hin zur Forderung nach der Verwirklichung eines staatlich garantierten
„Rechts auf Arbeit". Daß der Staat zum Adressat dieser Forderungen wird, ist
kein illusionäres Abgleiten der Politik der Arbeiterbewegung - reflektiert sich
doch in der zunehmenden staatlichen Vermittlung dieser Reproduktionsanfor
derungen jene Vergeseilschaftungstendenz, der auf der Ebene des Einzelkapi-
tais bzw. auf der Ebene des Austauschs von Lohnarbeit und Kapital nicht mehr
adäquat—d. h. ohne größere, krisenhafte Störungen des Reproduktionsprozes
ses - entsprochen werden kann. Illusionär wäre allenfalls die Erwartung, als
könnte der bürgerliche Staat den objektiven Vergesellschaftungsprozessen
entsprechen und alle Widersprüche und Konflikte lösen, die auf der Ebene des
Produktionsprozesses produziert und reproduziert werden, also die gesell
schaftlichen Bedürfnisse und die gesellschaftliche Konsumtion der Produzen
ten letztlich ohne qualitative Veränderung der Produktions- und Aneignungs-
verhäitnisse selbst befiriedigen.

Gleichwohl macht der Druck, den die Arbeiterbewegung zur Durchsetzung
ihrer Forderungen erzeugen kann, zwei Probiemfelder deutlich, die Hand
lungsbedingungen und -grenzen des bürgerlichen Staates abstecken: Zum ei
nen probiematisieren die Kämpfe der Arbeiterbewegung die Verteiiungspro-

ARGUMENT-SONDEItBAND AS 16 6>



116 Heiko Asseln und Frank Deppe

Portionen und-Prioritäten, diedie Intervention desbürgerlichenStaatesinden
gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß auszeichnen. Indemsie die Grenzen
der staatlichen Leistungsfähigkeit aufreißen, die dann durch die Staatsreprä
sentanten, diebürgerlichen ParteienundihreMedien offen alspolitischer Wi
derstand gegen diese Forderungen formuliert werden'*^, treiben sie zugleich
den Widerspruch zwischen dem Primat der Sicherung der ICapitalverwertung
auf der einen und der Notwendigkeit der gesellschaftlichen Sicherung und Ver
besserung der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft auf der anderen
Seite an die Oberfläche der politischen Auseinandersetzungen. Sie bringen
selbst die Einsicht hervor, daß die Überwindungdieser Grenzen keine bloße
Veränderung der Prioritätensetzung in der Politik des Staates voraussetzt, son
dern einequalitativeTransformationseinergesellschaftlichen Funktion,die ih
rerseits fieilich eine Veränderung der politischen Machtverhältnisse, d. h. die
Beteiligungder Organisationen der Arbeiterklasse an der politischenMacht
erfordern'".

Andererseits stellen heute gerade die Forderungen der Arbeiterbewegung
nach einer an den Bedürfnissen der Lohnabhängigen orientierten Beschäfti
gungspolitik - bis hin zur Gewährleistung eines „Rechte auf Arbeit" - den
Fimktionsmechanismus des bürgerlichen Staates infrage. Eine aktive staatliche
Beschäftigngspolitik, die auf den Druck der Klassenbewegung reagiert und
zugleich die konjunkturelle und besonders die strukturelle- durch die kapitali
stische Rationalisierung und Produktivitätssteigerung bedingte - Arbeitslosig
keit beseitigen will, erfordert das aktiveEingreifen des Staatesin die privatka
pitalistischen Eigentumsverhältnisse selbst; denn nur durch eine politische Ein
schränkung der privaten Aneignungs-und Verfügungsgewaltüber die Produk
tion, sowie durch den politischen Eingriff in die Sphäre der monopolistischen
Konkurrenz könnte der Staat die Vollbeschäftigung sichern. Aber dazu müßte
er eine wesentliche Funktion seiner selbst transformieren: er müßte von dem

Primat der Sicherungder kapitalistischenEigentums- und Aneignuhgsverhält-
nisse zur Einschränkung der Macht und der Verfügungsgewalt der Produk
tionsmittelbesitzer übergehen. Die heute weithin anerkannte engere Verflech
tung zwischen dem ökonomischen und dem politischen Kampf der Arbeiter
bewegung besteht also weniger darin, daß zahlreiche Forderungen der Arbei
terbewegung, die die Reproduktion der Arbeitskraft betreffen, an den bürger
lichen Staat gerichtet werden, sondern darin, daß die Auseinandersetzungen
init dem Staat um die Verwirklichung dieser Forderungen den inneren Wider
spruch wie die fundamentale gesellschaftliche Funktion des Staates deutlich
werden lassen - daß also die Grenzen staatlicher Kompromiß&higkeit stets die
Funktionalität der staatlichen Intervention für die Sicherung des kapitaUsti-
schen Herrschaftssystems insgesamt deutlich erkennen lassen. Indem aber
diese Auseinandersetzungen auch die Illusion auflösen, als agiere der Staat bei
der Ausgestaltung der gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen als all
gemein gesellschaftliches Organ, und dabei die Einsicht fördern, daß diese
Funktionen der primär gesellschaftlichen Funktion der Staatstätigkeit sub-
sumraiert sind, fördert die Konfrontation der Arbeiterbewegung mit dem bür
gerlichen Staat notwendig die Einsicht, daß die Bestandsgrenzen des staatU-
chen Handelns nur durch eine qualitative Veränderung der politischen Macht-
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Verhältnisse und—in der Folge- des gesellschaftlichenInhalts der Staatstätig
keit überwunden werden können.

Für die Strategie der Arbeiterbewegung bedeutet eine solche „Transforma
tion des Staates" vor allem die Verbindung der Auseinandersetzungen um die
unmittelbaren Reproduktionsinteressen mit der Perspektive der antimonopo
listischen Demokratie und der sozialistischen Umgestaltung der Gesellschaft.
Gleichwohl beschränkt sich diese Verbindung keineswegs auf die Funktionen
und Inhalte der Staatstätigkeit - sie ergreift zugleichdie Form, inder sichdiese
vollziehen. Wenn die Arbeiterbewegung heute in den hochentwickelten kapi
talistischen Ländern die politischenInstitutionen sowie die Rechte und Frei
heilen der „bürgerlichen Demokratie" gegen alle Versucheihrer Aushöhlung
bzw. Ausschaltungverteidigt, so nicht nur wegendes geschichtlichen Zusam
menhangsder „Traditionen" desdemokratischenKampfesder Arbeiterbewe
gung, sondern weil diese Verteidigung angesichts der ^ntralisierung der öko
nomischenund politischenMacht imstaatsmonopolistischen Kapitalismuseine
neue Dimensiongewinnt.Die Zentralisation vonEntscheidungskompetenzen
beim Staat gebt einher mit einer „Aufhebung der organisatorischenGrenzli
nien zwischenStaatsbürokratie und privater Großindustrie"'". „Im Ergebnis
dieses Prozesses verflechten sich Ökonomie und Politik immer mehr. Die Ein
griffedes Staates in die ökonomische Basiswerden immer tiefgehender, und
die Bindungenzwischen dem Staatsapparat und den Monopolengestaltensich
zunehmend enger."'" Die Sicherung der parlamentarischen Institutionen
kann dieseBindungenwederaufheben nocheinergesellschaftlichen Kontrolle
unterwerfen, da siesich inder Regel direkt auf der Ebene der Staatsverwaltung
selbst heisteUt. Gerade hier setzen aber die zahlreichen Forderungen nach ei
ner Erweiterung demokratischer Institutionen - von den Betrieben, Schulen
und Universitäten, über die Kommunpn bis hin zu den zentralen Instanzen
staatlicher Entscheidung und Planung - an. Die Partizipation und Kontrolle
der gesellschaftlichen Produzenten und Konsumenten, die Dezentralisierung
der staatlichen Enischeidungshierarchie (etwa durch größere regionale und
kommunale Autonomie) sowie die Demokratisierung des staatlichen Pla
nungsprozesses stellen daher Elemente eines Programms der demokratischen
Transformation des Staates dar, das im Ansatz als das politische Programm ei
ner „Entstaatlichung", als ein Programm begriffen werden muß, das mit der
Durchsetzung von Elementen „direkter Demokratie" innerhalb der bürgerli
chen Republik wesentliche Inhalte jener Gesellschäfts- und Staatskonzeption
antizipiert, die die Besonderung des bürgerlichen Staates und die Herrschafts
sicherung mit der objektiven Möglichkeit der Vermittlung von gesellschaftli
cher Kontrolle des Produktionsprozesses und sozialistischer Selbstverwaltung
konfrontiert. Dieses Programm einer „demokratischen Transformation des
Staates" vertreten heute - wenn auch mit unterschiedlichen Akzentuierungen
- die kommunistischen Parteien Westeuropas'".

Diese strategischen Überlegungen lassen erkennen, daß die revolutionäre
Arbeiterbewegung sich einerseits nicht auf den Standpunkt der abstrakten Ne
gation des gesellschafilichen und politischen Systems des gegenwärtigen Kapi-
taUsmusbegibt, sondern die unmittelbaren Kämpfe um die Reproduktionsin
teressen der Arbeitskraft und um die Erweiterung der demokratischen Rechte
und Freiheiten mit der Perspektive einer solchen demokratischen Transforma-
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tion von Staat und Gesellschaft zu vermitteln weiß. Auf der anderen Seite ver
faßt sie nicht jenen Illusionen,die den Wegder rechten Sozialdemokratiezur
„Integrationspartei" unddamitzueiner. - vorallemim Hinblick aufdieSiche
rung der Massenloyalität —wesentlichen Stütze des staatsmonopolistischen
Herrschaftssystems begleitet und gefördert haben. Die demokratischeTrans
formation kann sich weder auf die bloße Sicherung bzw. „Demokratisierung"
der bürgerlichparlamentarischenRepublik,nochauf deiiVersucheiner Fimk-
tionserweiterungder staatlichenTätigkeit beschränken.Sieerfordert vielmehr
eineVeränderung allerwichtigen Bestimmungen des Verhältnisses vonÖko
nomie und Politik im gegenwärtigen Kapitalismus - und zwar nicht nur der
Formen und Funktionen staatlicher Tätigkeit, sondern ihres gesellschaftlichen
Inhalts. Erst durch die Veränderung der Machtverhältnisse auf der politischen
Ebene und durch die Ausschaltung des dominierenden Einflusses des Mono
polkapitals auf den ökonomischen und politischen Prozeß können neue For- .
men der Partizipation und Kontrolle der Massen entstehen, die mit der Siche
rung bürgerlicher Rechte und Freiheiten zugleichderen klassenspezißscheBe
schränkung aufheben und neue Elemente gesellschaftlicher Kontrolle und
Selbstverwaltung einführen.

Der Hinweisauf den notwendigen Zusammenhang zwischendem politischen
Niveau, dem Massencharakter der Klassenauseinandersetzungen und der Stra
tegie der demokratischen Transformation des Staates wirft aber die Frage auf,
wie der politisch-ideologischeBlock der ökonomischen und politischen Inter
essen des Kapitals auf eine solche Krise bürgerlicher Herrschaft zu reagieren
vermag. Die Verwertungskrise des Kapitals zwingt den bürgerlichen Staat zur
Stabilisierungsintervention,ohne daß er gleichzeitigdie Politikder integrativen
Gratifikation gegenüber der Arbeiterklasse weiterverfolgen kann. Der Um
schlag von der Integration zur offenen Repression der Arbeiterbewegung re
flektiert den Zwang, die politische Macht des Staates als unverhüllte Klassen
herrschaft zu instrumentalisieren und dabei jene Formen bürgerlicher Herr
schaft zu liquidieren, die auch der Arbeiterbewegung einen gewissen Bewe
gungsraumermöglichen. Diese Gefahr muß auch heute alsProblem der Strate
gie des antimonopolistischen Kampfes und der „demokratischen Transforma
tion des Staates" mitbedacht werden. Einige westeuropäische Kommunisten
bewerten die Gefahr einesUmschlagesder integrativen indie repressiveSiche
rung kapitalistischer Herrschaftsverhältnisse - unter Hinweis auf das Kräfte
verhältnis der Klassen, die gewandelten Klassenstrukturen sowie auf das neue
internationale Kräfteverhältnis von Kapitalismus und Sozialismus - als ge
ring Eine „Erklärung des Faschismus ausder spezifischen monopolkapitali
stischen Massenbasisproblematikund den Mechanismen der monopolkapitali
stischenIntegration"*** wirdhingegenden Verjust der Massenbasis, das Ver
sagen „aller Instrumente der monopolkapitalistische^,Integration" im Rah
men des bürgerlichen Verfassungs- und Rechtssystems, als eine wesentliche
Voraussetzung für den Versuch des Übergangs zu faschistischen Herrschafts-
formen betrachten. „Was aber, wenn dem Monopolkapital in dem Augenblick,
in dem es diesen Übergang für angebracht hält, eine faschistischePartei nicht
zurVerfügung steht?... Dannvollzieht esdenÜbergang mitHilfe desMilitärs,
indem es die gleichen Aufgaben, die sonst die faschistische Partei ausführen
würde, ihm Uberträgt und an die Stelle der Parteien des alten Verfassungssy-
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Sternsstatt eines faschistischenParteiführers eine faschistischeMilitärjunta an
die Machtruft— Der Faschismus ist (also) nichtan die Bedingung einer Mas
senbewegung gebunden.""®

Diese Überlegungen gewinnen angesichts desDoppelcharakters desstaatli
chen Apparates im staatsmonopolistischen Kapitalismus eine besondere Be
deutung für die strategischenBestimmungen des Kampfesder Arbeitbrbewe-
gung.Wennder Staat nichtmehrinder Lageist,den Anforderungendesgesell
schaftlichen Reproduktionsprozesses und damit den Forderungen der reformi
stischen Arbeiterbewegung nach gesellschaftspolitischenReformen kompen-
satorisch zu entsprechen, so wird objektiv jener sozialdemokratisch-integra-
tionistischen Stabüisierungsstrategie der Boden entzogen, die sich in einigen
Ländern Europas-namcntlich inder BRD, in Österreichund in denskandina
vischen Ländern- währendder Prosperitätsphasedes Nachkriegskapitalismus
alsrelativerfolgreicherwiesenhat. Dann aber stelltsichdas Problemder politi
schen Funktion bzw.Funktionalisierbarkeit des Apparates der unmittelbar po
litisch-militärischen Gewalt, der ja auch durch die integrationistische Politik
erheblich ausgeweitet worden ist. Eine neue Dimension dieser Möglichkeit,
angesichts der Krise des kapitalistischen Herrschaftssystems das Gewaltmono
pol des Staates einzusetzen, ergibt sichaus der Einbindung der staatlich-militä-
rischen Potentiale in transnationale militärische Integrationssysteme (NATO)
und daher der Einwirkung externer Machtinteressen auf die nationalen Aus
einandersetzungen zwischen kapitalistischen Stabilisierungsstrategien imd
dem antimonopolistischen Kampf der Arbeiterbewegung"'.

Die Konzeption der „antimonopolistischen Demokratie" und der „demo
kratischenTransformation des Staates" gewinnt ihre Bestimmungals vermit
telndes Glied einer sozialistischenTransformationsstrategie in dem Maße, wie
siedie innereDialektikder RolledesStaates im staatsmonopolisti.schen Kapi
talismus in sich aufgenommen hat. Jedwede Hypostasierung einer Seite der
Staatstätigkeit - der repressiv-herrschaftssichernden oder der integrativ-re-
produktiven - begünstigtdas Scheitern dieser Strategie; denn sie würde entwe
der zu einer abstrakt-sektiererischen Vorstellung „revolutionärer Gegenge
walt" abgleitenoder sichauf den Bodender Illusion derobjektiven Notwendig
keit des friedh'chen und demokratischen Weges zum Sozialismusbegeben, in
die die Illusion von der Transformation des bürgerlichen Staates innerhalb der
bürgerlichen Gesellschaft eingeschlossenwäre. Insofern kann diese objektive
Widersprüchlichkeit nur in der Praxis der Klassenbewegungaufgehoben und
gelöst werden. Die konkrete Entwicklung der Machtstrukturen in den Klassen
auseinandersetzungen entscheidetalsoletztlich darüber,obdieobjektiveMög
lichkeit der „demokratischen Transformation des Staates" tatsächlich realisiert
werden kann.

7. Einige Folgerungen für die Strategie der Arbeiterbewegung

In den Diskussionen über den „italienischenWegzum Sozialismus" oder in
der französischen Diskussion über die „Diktatur des Proletariats" bilden
staatstheoretische Überlegungen einen entscheidenden Bezugspunkt —und
zwar nicht nur über den Zusammenhang zwischen den Strukturen des staats
monopolistischen Kapitalismus und dem „Weg zur Macht", sondern auch in
der Antizipation jener Formen und Funktionen der demokratischen Macht-
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ausabung, dieeine „Regierung derVolkseinheit" oderdes„historischen Kom
promisses" mitdersozialistischen Perspektive zuverbinden haben. Abschlie
ßend kommen wiraufeinigedieserProblemedesantimonopolistischen Kamp
feszurück. - „Es gibt"- soF. Hinckerinder Debatteder FKPüberdie„Dik
tatur des Proletariats" - „währendder ganzenGeschichte der marxistisch-le
ninistischen Arbeiterbewegung, sich überkreuzend, zwei Einschätzungen von
der Rolle des Staates: eine ,breite' Einschätzung und eine ,enge'."'" Die
„enge" Einschätzung faßt den bürgerlichen Staat als Unterdrückungsapparat
der herrschenden Klasse —Lenins „Staat und Revolution" (1917) kann als
klassische Ausformulierung dieserengenEinschätzung bezeichnet werden, die
zumZeitpunkt der Zuspitzung der Krise undder Notwendigkeit der revolutio
nären Aktion die wesentlichen Aufgaben der proletarischen Revolution in den
Mittelpunkt stellte. Die „weite" Auffassung negiert keineswegs die grundle
gende herrschaftssichemde Funktion des bürgerlichen Staates —gleichwohl
identifiziert sie ihn nicht mit der „bürokratischen Maschinerie" der Herr-
schaftsausübung und -Sicherung. Siebestimmtsein„Wesen... inder Organisa-

' tiondes Funktionierensder Klassengesellschaft imSinneder Reproduktionder
Produktionsverhältnisse, im Sinneder Reproduktion der Herrschaft der herr
schenden Klasse... Diese Vorherrschaft wird ausgeübt mit dem Mittel der Un
terdrückung, mitdemMittelder Ideologie, aber auchmitdemMittelder Orga
nisation, sogarundgeradeweilsie Diensteleistet,die, fürsichgenommen, ei
nen allgemeinen Gebrauchswert haben'.""* Der bürgerliche Staatwird abo
hieralsProduktder kapitalistischen Vergeselbchaftungstendenz undder Klas
senkämpfe betrachtet. Zugleich wird mit der Überwindung der begrenzten
Vorstellung vonder „Unterdrückungsmaschinerie" dieorganbierendeundre
produktive Funktion der Staatstätigkeit genauerbeleuchtet. Dabei treten ins
besondereauchdie „Mittelder Ideologie",die der Staat ab Instrumentegesell
schaftlicher Integration und Herrschafissicherung zentralisiert, in den Ge-
sichtskreb der Arbeiterbewegung'".

Ausder notwendig widersprüchlichen Einheitvonallgemeinen, gesellschaft
lichenStaatsfunktionen, die angesichbder Vergesellschaftung der Produktiv
kräfte unerläßlich geworden sind, und der unverändert besonderen Grund
funktion des Staates, der bürgerlichen Herrschaftssicherung, resultiert eine
spezifische Formdes „Zerbrechens" undder „Transformation" des bürgerli
chen Staates als Aufgabe der Arbeiterbewegung.

„Den Staat des SMK zerbrechen, das heißt, eben diesen Widerspruch
zerbrechen, das heißt den einheitlichen Mechanbmus zerbrechen, der,
indem er Staat und Monopole vereint, die soziale Funktion des Staates
seinerFunktionab Apparat der Klassenherrschaft unterordnet.""* Prä
ziser noch bestimmt Ph. Herzog diese Aufgabe: „Allgemein kann man
sagen, daßderStaatsapparat, derbisdahinderpolitbchen Führung durch
die Bourgeobie unterstand,die wie wir sagten, zerstört werden mußte,
nicht abgeschafft, sondern transformiert werden muß. Denn man muß
beachten, daß er zwar ein Instrument des Kapitals war, aber auch das
Produkt der Vergesellschaftung derProduktivkräfte unddamit unerläß
lich für die Vergesellschaftung geworden ist. Die Zerstörung - im ge
bräuchlichen Sinne des Wortes—der „öffentlichen Dienste" bedeutet so
fortige Auflösung und Rückgang der gesamten gesellschaftlichen Pr<^
düktion und damit die Niederlageder revolutionären Macht. Die wirkli-
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ehe Zerstörung des kapitalistischen Wesens des Staates bedeutet Demo
kratisierung seiner Arbeitsweise und seiner Führung. Die 2^rstörung der
Nervenzentren des bürgerlichen Staates durch die Übernahme der Füh
rung durch das Volk ist derBeginn einer Transformation des Staatsappa
rates, dessen kapitalistisches Wesen vernichtet werden muß."*'*

Herzog betont ausdrücklich, daß solche Veränderungen des Staates und die
danüt einhergehenden Maßnahmen wie Nationalisierungen und Ausweitung
demokratischer Rechte und Freiheiten keinesfalls den „Beginn des Sozialis
mus", sondern „Elemente der Verschärfung des Kampfes und nicht dessen
Ende" bedeuten*". Die demokratische Transformation des Staates fügt sich
ein in den langwährenden Kampf der Arbeiterbewegung um ideologische, kul
turelle, politische und schließlich sozialökonomische „Hegemonie", in dem die
„Regieiung der antimonopolistischen Front" (Herzog) einen entscheidenden
Wendepunkt darstellen kann. Die Hervorhebung des „weiten" Begriffs des
bürgerlichen Staates im staatsmonopolistischen Kapitalismus erweist sich so als
der Versuch, auf spezißsche Bedingungen des revolutionären Prozesses in den
hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften, die durch die bürgerliche
Revolution politisch geformt wurden, eine adäquate Antwort zu finden. Des
halb rekurrieren viele westeuropäische Marxisten heute auf Gramsci*'*, der
schon sehr früh den revolutionären Prozeß in den hochentwickelten kapitalisti
schen Ländern alseinen langwierigen Prozeß begriff, in dem es keineTrennung
mehr zwischen „vorher" und „nachher" gibt. In der unterschiedlichen Ausbil
dung des bürgerUchen Staates und der bürgerlichen Gesellschaft sah er den
Grund dafür, daß die sozialistische Revolution „im Westen" einen anderen
Weg zu gehen habe als die Oktoberrevolution*".

Obwohl Gramsci's Rezeption des Marxismus-Leninismus für eine materiaU-
stische Theorie der Politik, in der Staats- und Gesellschaftstheorie von vorn
herein „historisiert" sind und in einen universalen Begriff von „revolutionärer
Praxis" aufgehen, wichtig ist, dürfte es schwerfallen, die von ihm ausgeworfe
nen theoretischen und strategischen Fragen aus seinem eigenen Werk zu be
antworten. Sein Begriff des „integralen Staates", in dem „bürgerUche" und
„politische Gesellschaft" verschmolzen zu einer „mit Zwang gepanzerten He
gemonie", erfaßt gerade nicht jene Dialektik in der Tätigkeit des heutigen bür
gerlichen Staates, die zum Bezugspunkt für die Strategie der „demokratischen
Transformation" des Staates wird. Bei Gramsci steht noch die Funktion des

Staates als „Erzieher", als kultureU-soziales Integrationsorgan im Mittelpunkt
der Betrachtung. So kann der Rekurs auf die Hegemonie als das strategische
Ziel, in dem politische Herrschaft sowie „geistige und moralische Führung"
eine Einheit bilden, allzu leicht zu einer Verselbständigung des ideologischen
Kampfes der Arbeiterbewegung führen.
. Auf der anderen Seite muß gefragt werden, ob Gramscis Konzeption des „hi

storischen Blocks", der als Bündnb aller „bisherigen subalternen" unter der
Führung der Arbeiterklasse und der kommunistischen Partei, des „Kollektiv
intellektuellen", den Kampf um die „Hegemonie" führt'**, den neuen Bedin
gungen gerecht zu werden vermag. Das „Bündnis der Kräfte der Arbeit und der
Kultur" (Programm-Manifest der Kommunistischen Partei Spaniens) bezieht
sich auf „freiberufliche und sozialpolitische Massenbewegung", „die nicht nur
eine grundlegende Stellung im heutigen Kampfgegen die Diktatur einnehmen,
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sondern die dazu berufen sind, eine bedeutende Rolle während des ganzen
Prozesses desAufbaus der politischen undsozialen Demokratie unddesSozia
lismus zuspielen".Französische Kommunisten sehendas„neueanderPoli
tikder KPF"- durchden 22. Parteitagprogrammatisch festgehalten - u.a. dar
in, daß die Analyseder Klassenstruktur des heutigenKapitalismus konsequent
aufdieBestimmung dersozialistischen MachtausUbung angewandt worden ist.
Da sichdie Klassenstrukturbiszur Polarisierungineine kleineMinderheitund
„eine gewaltige Mehrheit von Arbeitern, Lohnabhängigen und, noch weiter
gefaßt, vonProduzenten" entwickelt hat folgt, „daß... nichtmehrallein das
Proletariat, sondern die werktätige Bevölkerung fähig ist, die sozialistische
Macht auszuüben."'^ Dabei handelt es sich nicht um einen diffusen Block von
„Subalternen", sondern um die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung, de
ren objektiver Interessengegensatz zumstaatsmonopolistischen Herrschaftssy
stem durch dessen sozialökonomische Strukturen und Widersprüche produ
ziert werden.

Das „Neue" besteht nicht darin, daß eine neue—den Marxismus-Leninismus
überwindende —revolutionäre Theorie gefordert würde. „Neu" ist vielmehr,
daß die Verbindung des Allgemeinen und Besonderen im revolutionären
Kampf,die theoretische und praktischeVermittlungvon Inhalt und Form des
ökonomischen und politischen Kampfes neu problematisiert wird'°^. Daher
können auch die bislang bekannt gewordenen Diskussionsergebnisse in der
westeuropäischen Arbeiterbewegungnicht einfach mit dem Hinweisauf den
notwendigen und besonderen ,J^ormenreichtum" des revolutionären Prozes
ses erledigt werden; denn der Forinwandeldes revolutionären Prozesses, z.B.
die Anerkennung von Strukturprinzipiender bürgerlichenDemokratie als in
stitutionelle und rechtliche Sicherung des „demokratischen Wegeszum Sozia
lismus", resultiert nicht—wiedie Gegner der Arbeiterbewegung unterstellen—
aus einer bloß taktischen Anpassung an etablierte Strukturen des politischen
Systemswiedes Massenbewußtseins. Er reflektiert die Veränderungen in der
Struktiu'des kapitalistischen Produktionsprozesses, der Entwicklung der Klas
sen- und Sozialstruktur, der Funktionen des Staates und schließlich der Rolle
des Sozialismus in den nationalen und internationalen Klassenausemanderset-
zungen. Das vorschneUe Verdikt vom „Revisionismus", das ultralinke Intel
lektuelle zur Hand haben, sollte daher zugunsten einer Diskussion über die
Wechselwirkungzwischendiesen objektiven, gesellschaftlichenVoraussetzun
gen und den theoretischen und praktischen Schlußfolgerungen der Arbeiter
bewegungabgewiesen werden.Auf der anderen Seite wäre es ein Rückschritt,
wenn sich innerhalb der kommunistischen Bewegung ein neues, regionales
„Zentrum" herausbilden würde, das einen „Monopolanspruch" auf den „de
mokratischenWegzum Sozialismus" verfichtund es selbst ablehnt, die Praxis
der Klassenauseinandersetzungen als Kriterium für die Überprüfung seiner
theoretischen und strategischen Orientierung anzuerkennen.

Anmerkungen

1 W. MUiier/Chr. NeusüB: Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von Lohnar
beit und Kapital, in; Sozialistische Politik, 6/7, 1970, S. 4 ff.; als Kritik vgl. P. Römer:
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venformulieit undÄnderungen durchzusetzen versucht, dieinfrüheren Programmen der
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Ein Journalistder „Frankfurter Allgemeine Zeitung" (FAZ) hältdagegenfest,daß „für
Engels... die,DiktaturdesProletariats' der erstePunkteinerReihevon,kitzligen, aber
sehr wesentlichen Fragen'" war. Vgl. P. J. Winters:Schonfür Engelseine kitzlige Frage.
Verzichtauf die „Diktatur des Proletariats" durch Marchaisalarmierte die Einheitspartei,
FAZ V. 13.2. 1976.

74 Häufig wurde in der Marx-Engels-Rezeption dieserBegründungsansatz übergan
gen;ausschließlich wird dieNotwendigkeit derpolitischen MachtergreifungausdemKlas
sencharakter desbürgerlichen Staatesbegründet. Sobezeichnet z.B. W. Hofmann diepo
litische Machtergreifung durch als Proletariat als Das-zur-Wehr-Setzen „gegen diesen
Klassenkampf vonoben",W.Hofmann: DieAuffassung vondersozialistischen Revolu
tion und der Diktatur des Proletariats bei Marx und Engels und in der kommunistischen
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Bewegung der Gegenwart, in: Marxismus in unserer Zeil, Sonderheft 1, Marxistische
Biälter, Franlcfurt/M. 1968, S. 137 ff.

75 iC Marx/F. Engels: Die deutsche Ideologie, MEW, 3, S. 33.
76 Ebd., S. 33.
77 Ebd., S. 34.
78 Ebd., S. 74.
79 Ebd., S. 62.
80 Ebd., S. 69.
81 K. Marx: Die moralisierende Kritik und die kritisierende Moral, MEW, 4, S. 338.
82 VgLK. Marx/F. Engels:Manifestder Kommunistischen Partei, MEW,4, S. 475 ft
83 Ebd., S. 466.
84 VgL ebd., S. 463-468.
85 Ebd., S. 464.
86 Ebd.

87 Vgl. ebd., S. 468; außerdem K. Marx/F. Engels: Die deutsche Ideologie, a.a.O.,
S. 38 f.; K. Marx: Das Elend der Philosophie, MEW. 4, S. 181.

88 K. Marx/F. Engels: Manifest..., a.a.O., S. 472.
89 Die Aussagevon Engelswird von W. Leonhard grob verfläscht. der den Hinweis

auf die „demokratische Staatsordnung** mit der bürgerlichen Demokratie identifiziert, vgl.
W. Leonhard: Sowjetideologieheute, II, a.a.O., S. 158 ff., S. 174 f.; ders.: Die Dreispal
tung des Marxismus, Ursprung und Entwicklung des Sowjetmarxismus, Maoismus und
Reformkommunisfflus, Düsseldorf/Wien 1970, S. 53.

90 F. Engels: Grundsätze des Kommunismus, MEW, 4, S. 373.
91 K. Marx/F. Engels: Manifest, a.a.O., S. 474. '
92 VgL Art. 1der „Statuten des Bundesder Kommunisten**, MEW,4,S. 596,der von

F. Engels verbßt worden ist, vgl.dazu P. Gindev: Die Diktatur des Proletariats und ihre
.Kriüker*, Frankfurt/M. 1973, S. 37.-

93 K. Marx/F. Engels: Manifest..., a.a.O., S. 481.
94 W. l.LeninbezeichnetdiesabdenzentralenGesichtspunktder,J}iktaturdesPro-

letariats*', vgl. ders.: Staat und Revolution, LW, 25, S. 414.
95 VgL ebd., S. 416.
96 K. Marx/F. Engels: Erklärung, MEW, 7, S. 323.
97 K. Marx: Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850,MEW, 7,S. 33;vgL au

ßerdem K. Dicht: Die Diktatur des Proletariats, a.a.O., S. 43; sicher trifft die Behauptung
von H. Sultan nicht zu, daß Marx und Engels den Begriff der „Diktatur des Proletariats"
konstruiert hätten, um den Bourgeois und den Philistem einen Schrecken einzujagen. VgL
ders.: Gesellschaft und Staat bei Karl Marx und Friedrich Engels, Jena 1922 (Reprint
s'Grevenhagen 1973), S. 95.

98 Schon vor der 48er Revolution ist der Begriff „Diktatur des Proletariats*' von
A. Blanqui verwandt worden, vgl. I. Fetscher: Diktatur des Proletariats, a.a.O., S. 1260.
Blanqui vertrat das Konzepteiner politischabgesichertenAufklärungsdiktatur; durch die
Anwendung von Terror (gegen Feinde) und durch scharfe ökonomische und finanzielle
Unterdrückungsmaßnahmen sollte gewährleistetwerden,daß sichdiese „Ubergangsdik-
talur" möglichst schnell, durch die Entwicklung des allgemeinen Bewußtseins, aufhebt,
vgl. dazu F. Deppe: Verschwörung, Aufstand und Revolution. Auguste Blanqui und das
Problem der sozialen Revolution im 19. Jahrhundert, Frankfurt/M. 1970, S. 197-228.

99 Die Arbeiter sollten nicht besiegt, sondern als Feinde der Gesellschaft vernichtet
werden - diese Vorstellung leitete zumindest das brutale Vorgehen von Cavaignac. Marx
und Engels prognostizierten, daß „nach einem solchen Kampfe wie dem der Junita
ge... nur noch Terrorismus möglich** sei, „sei er von der einen oder der anderen Partei
ausgeübt**. K. Marx/F. Engels: Der 24. Juni, MEW, 5, S. 127; zur Entwicklung vom
25. Juni bis zum 2. Juli, vgl. ebd., S. 110-153.

100 K. Marx: Die Klassenkämpfe..., a.a.O., S. 33.
101 Ebd., S. 89 f.; vgl. weiterhin: Weltgesellschaft der revolutionären Kommunisten,

MEW, 7, S. 553; Marx an J. Weydemeyer, 5. März 1852, MEW, 28, S. 508.
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102 Vgl K.Macx/F. Engels; Ansprache der Zeniralbehörde andenBundvom März
1850, MEW, 7. S. 248.

103 K. Marx: Der 18. Brumaire des LouisBonaparte, MEW, 8, S. 196.
104 Ebd.,S. I97;schonvorher-imZusammenhangderFragenachderAblösungder

feudalen Instilutionen durch die bürgerlich>dcmokratischen Institutionen —verwiesen
Marx und Engels auf die Notwendigkeit der Zerstörung der alten Staatsmacht, vgl.
K. Marx/F.Engels; Vereinbarungssitzung vom4. Juli,MEW,5,S. 191;dies.:DerProzeß
gegen den Rheinischen KreisausschuB der Demokraten, MEW, 6, S. 254.

105 In einem Briefaus dem Jahre 1871 heißt es dagegen; „Wenn Du das letzte Kapital
des .Achtzehnten Brumaire' nachsiehst, wirst Du finden, daß ich als nächsten Versuch der
französischen Revolution spreche, nicht mehr wie bisher die bürokratisch-militärische
Maschinerie aus einer Hand in die andere zu Obertragen, sondern sie zu zerbrechen, und
diekist die Vorbedingung jeder wirklichen Volksrevolution, auf dem Kontinent." (Marx
an L.Kugelmann, 12. April 1871, MEW,33, S. 205). Es hat den Anschein,als ob Marx
hierseine früherenAussagenstark überinterpretiert.Daß Marxund EngelszuBeginnder
SOerJahre noch recht unscharfe Vorstellungen zu dieser Frage hatten, belegt auch der
Sachverhalt, daß sie erst nach den Erfahrungen der Pariser Kommune eine Korrektur am
„Manifest" für notwendig hielten, vgl. K. Marx/F. Engels; Vorwort zur deutschen Aus
gabe von 1872, MEW, 4, S. 573. Marx und Engels haben sich im Zeitraum 1851 bis 1871
weiter nicht mit der Frage des „Zerbrechens der Staatsmaschinerie" beschäftigt.

106 K. Marx; Der 18. Brumaire..., a.a.O., S. 197.
107 K. Marx; Inauguraladresse der Internationalen Arbeiterassoziation, MEW, 16,

S. 11 ff.; ders.; Instruktionen für die Delegierten des Generalrates, MEW, 16, S. 195;
ders.: Der 18. Brumaire..., a.a.O., S. 122; ders.; Der Bürgerkrieg in Frankreich, MEW,
17,S. 343; ders.; Das Kapital, Dritter Band, MEW, 25, S. 400, S. 356; F. Engels; Zur Ge
schichte des Bundes der Kommunisten, MEW, 8, S. 588.

108 K. Marx; Inairguraladresse..., a.a.O., S. 12.
109 K. Marx; Kritik des Golhaer Programms, MEW, 19, S. 28; vgl. außerdem F. En

gels:Ober die politischeAktionder Arbeiterklasse,MEW, 17,S. 416; F. Engelsan L. A.
Pio, 7. März 1872, MEW, 33, S. 415; F. Engels; Zur Wohnungsfrage, MEW, 18,S. 276 f.;
K. Marx;Der politischeIndifferentismus, MEW, 18,S. 300; F. Engels;L. Feuerbachund
der Ausgangder klassischen deutschen Philosophie, MEW, 21, S. 300.

110 K Marx;Der Bürgerkrieg..., a.a.O., S. 336; vgl.außerdemders.; Erster Entwurf
zirm .Bürgerkrieg...", MEW, 17, S. 538-543; ders.; Zweiter Entwurf zum „Bürger
krieg.. .", MEW, 17, S. 591-597; EngeU an E. Bernstein, 1. Jan. 1884, MEW, 36, S. 79;
K. Marx; Rede Uberden Haager Kongreß, MEW, 18, S. 160; F. Engels; Einleitung zu
K. Marx „Bürgerkrieg...", MEW, 22, S. 197 ff.; W. I. Leknin; Staat und Revolution,
a.a.O., S. 426-430.

111 K. Marx; Der Bürgerkrieg..., a.a.O., S. 336.
112 Ebd., S. 342.
113 Ebd., S. 340; vgl.außerdem K. Marx; Zweiter Entwurf..., a.a.O., S. 597. Beider

Behandlung diesesGesichtspunktes läßt G. Kraikerden Gesichtspunkt der Zerschlagung
der bürgerlichenStaatsmasdiinerie völligaußer acht.Vgl.J. Frerichs/G. Kraiker; Konsti
tutionsbedingungen desbürgerlichenStaatesundder sozialenRevolutionbei K. Marxitnd
F. Engels, Frankfurt/M. 1975, S. 130.

114 F. Engels; Einleitimg zu K. Marx .Bürgerkrieg... (1891), MEW, 22, S. 198.
HS K. Marx: Zweiter Entwurf..., a.a.O., S. 596. Kurz vor der Oktober-Revolution

muß sich Lenin fast mit der gleichen Kritik auseinandersetzen. Vgl.W. 1.Lenin; Werden
die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten?, LW, 26, S. 84 ff.

116 K. Marx; Erster Entwurf..., a.a.O., S. 543.
117 Vgl.Engek an Ph. Patten. 18. AprU1883,MEW,36, S. 11;K. Marx; Konspektzu

BakuninsBuch .Staatlichkeit und Anarchie", MEW, 18, S. 630; F. Engek: Von der Au
torität, MEW, 18, S. 308; K. Marx; Der politische Indifferentismus, MEW, 18, S. 300.

118 W. I. Lenin; Die proletarische Revolution imd der Renegat Kautsky, LW, 28,
S. 251.
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119 F. Engels, Brief an Bebel, 16728. Mäiz 1875, MEW, 19, S. 7.
120 Vgl.F.Engels; Progranun der blanquistischen KonununeflQcfatlinge, MEW, 18,

S. 529.

121 K. Marx: Erster Entwurf..., a.a.O., S. 545 f.
122 Engels, F., Zur Kritik desSozialdemokratischen Programmentwurfs 1891,MEW,

22, S. 235.
123 Engels an E. Bernstein, 24. Marz 1884, MEW, 36, S. 128.
124 Engels, F., Zur Kritikdes sozialdemokratischen Programmentwurfs..., S. 235
125 Engels an Ph. Patten, 18. April 1883, MEW, 36, S. 11.
126 In diesem Teilwerden solche Lenln-AuBerungen herangezogen undausgewertet,

dieeinenhohen Allgemeinheitsgrad besitzen, d.h. deren Gilltigkeitsrahmen dieFragen
der Arbeiterbewegung in der Niedergangsperiode der kapitalistischen Produktionsweise
einschließt. Damitentfallen jeneAussagen, die sichaufdieäußerstzuge^ilzten Klassen-
konfroniationen (Bürgerkriege) in Rußland für die revolutionären Phasen von 1905-07
und 1917 beziehen.

127 Vgl.W. I. Lenin:StaatundRevolution, a.a.O.,S. 425;ders.: DienächstenAufga
bender Sowjetmacht, LW,27,S. 254 ff.;ders.:Dieproletarische Revolution undder Re
negat Kautsky, a.a.O.,S. 255; ders.: Thesen und ReferatUber bürgerliche Demokratie
und Diktatur des Proletariats, LW, 28, S. 471 ff.; ders.: Vorwort zur PubUkationder Rede
.Überden Volksbetrug mitden Losungen Freiheit undGleichheit', LW, 29,S.369ff;
ders.:GruBandieungarischen Arbeiter,LW,29,S. 377;Thesen überdieHauptaufgaben
des zweiten Konresses der kommunistischen Internationale, LW, 31, S. 173.

128 Vgl. ders.: Staat und Revolution, a.a.O., S. 419 ff., S. 487; ders.: Werden die Bol-
schewiki..., a.a.O., S. 89; ders.: Die proletarische Revolution..., a.a.O., S. 231f.,
S. 237.

129 Ders.: Die große Initiative, LW, 29, S. 408 ff.; außerdem, ders.: Die nächsten Auf
gaben .... a.a.O., S. 231; ders,: Gruß.... a.a.O., S. 377.

130 Ders.:Der ,3inkeRadikalismus",die KinderkrankheitimKommunismus, LW,31,
S. 29; ebenfallsders.: Thesen über die Hauptaufgaben..., a.a.O., S. 173f.

131 Ders.: Staat und Revolution, a.a.O., S. 400; S. 439, S. 487.
132 Diese beiden Seiten werden von denfolgenden Arbeiten aufgegriffen unddisku

tiert: Ph.Herzog: Grundsätze undinnerer 2^sammenhang derWirtschaftspolitik imPro
gramm für eine demokratische Regierung der Volkseinheit, in: Marxismus-Digest,
2/1972,S.49, S.53; M.D. Kanunari: LeninUher die Umwälzung während der Periode
der sozialistisdien Revolution, in: Sowjetwissensdiaft (Gesellschaftswissenschaftliche
Beiträge), 1958, S. 149; L. Albakin: Über die ökonomische Funktion des sozialistischen
Staates, in:ebd.,1969,S.45f.;W.W.Sagladin u.a.:Diekommunistische Weltbewegung,
Frankfurt/M. 1973, S.137ff.;S.1.Tulpanow, V.L.Scheinis: Aktuelle Probleme derpoli
tischen Ökonomie des heutigen Kapitalismus, Frankfurt/M. 1975,S. 315-319;1. Wagner:
Die soziale Revolution und derbörgerliche Staat, in: Studien zurmarxistis^-Ieninisti-
schenRevolutionstheorie, Hr^.: G. Großer, Leipzig 1967,S. 14,S. 16,S. 28-31.

133 W. I. Lenin: Werden die Bolschwiki..., a.a.O., S. 84.
134 Ebd., S. 85.
135 Ebd., S. 88.
136 Ebd., S. 89. IndemLenindie Aufgabe formuliert, den Staatsapparat „mit depi

ganzen Volks" zu „verbinden", verweist er zugleich aufdie Perspektiven der Zurück
nahme des Staats in die Gesellschaft

137 W. 1. Lenin: Werden die Bolschewik!..., a.a.O., S. 89 f.
138 Ders.: Über ,Jinke" Kinderei..., a.a.O., S. 332.
139 Ebd., S. 334.
140 Ebd., S. 332.
141 Ebd., S. 333 sowie S. 335.
142 In „StaatundRevolution" verdeutlicht Lenin seinä Vorstellungen zurÜbemahme

bestimmter Staatsorgane durch einBeispiel: dieunterkapitalistischen Bedingungen be-
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triebeneFDst, alsoeinBetiieb,der„nochdemTypdessiaatskapitalistischen Monopolsor
ganisiert ist"(S. 439). Der„Mechanismus dergesellschaftiidien WittsehaftsfÜhiung" ist
indieserInstitution „bereitsfertig vorhanden". DasZieiderproletarischen Bewegung be
stehtdarin, „diegesamte Voikswirtschafl nach dem Vorbild der Postzu organisieren"
(ebd„S.440). Fürdiesozialistische Planung undLeittuig können also Otganisationsme-
thodenfruchtbar gemacht werden, diedasResultat entwickelterkapitalistischerVeihält-
nisse darstellen.

143 I. Wagner; Die sozialeRevolution..., a.a.O., S. 28.
144 Im„Anti-Dühring"untersucht Engelsdasallgemeine Verhälmisvon„politischer

Herrschaft" und „gesellschaftlicher Amtstätigkeit" (vgl. dets.: Herr Eugen Dührings
Umwälzung derWissenschaft, MEW, 20,S. 137f.,S. 167,S. 169f.).Dabeiweist er auch
aufdie Reproduktion^unkticnen der Staatsmacht in asiatischen Gesellschaften hin,vgl.
dazu aufieidem K. Marx: Die britische Hensdiaft in Indien, MEW, 9,5.127-131; Engels
an Marx, 6. Juni 1853, MEW, 28, S. 259 f.; Marx an Engels, 14. Juni 1853, MEW, 28,
S.267;K.Marx: DasKapital, ersterBand,MEW, 23,5.378 f.;deis.:Grundrisse derKri
tikderpolitischen Ökonomie, Berlin 1974,5.377. InderStudie „UberdieAutorität" be
handelt Engels einige Aspekte dergesellschaftlichen Organisation und Arbeitsteilung und
bestimmt den„politischen Staat"als„politische Autorität" (vgL ders.: VonderAutorität,
MEW, 18, S. 305-308). Marx behandelt in den „Grundrissen" (unter Berilcksicfatigung
desjeweiligen Entwicklungsgradesder kapitalistischen Produktionsweise) dieBedeutung
der Staatsmacht für die Herstellung der „allgemeinen Bedingungen der Produktion"
(ebd., S.422fl.). Zurnotwendigen Herausbildung des„Staatseigentums", vgl. F. Engels:
Anti-Dührung, a.a.O.,S.257-261, undders.: DieEntwicklungdesSozialismus..., an.O.,
S. 219-223; die Notwendigkeit der ,3taatseinmischung" aufgrund des kapitalistischen
Vetgeseliscfaaftungsgrades begründet K.Marx,in: Das Kapital. DritterBand,a4i.O., S.
452-455.

145 K. Marx/F. Engels: Manifest..., a.a.O., S. 475.
146 K. Marx: Das Kapital. Erster Band, a.a.O., S. 28.
147 Ders.: Deutsche Ideologie, aai.O., S. 62.
148 Mitdem„AbsterbendesStaates",einemlangenProzeßimAufbauder kommuni

stischenGesellschaft, stirbtzugleich derbürgerliche Nationalstaat imddiebürgerliche Na
tion ab. Das schließt nicht aus, daß die sozialistische Strategie in bestimrritenPhasen der
nationalen wie der internationalen Klassenauseinandersetzung die Verteidigung des na
tionalen Interesses (z.B.gegenüber imperialistischer Hegemonie) oderdersozialistisdien
Nation (gegen die imperialistisch-militärische Aggression) indenMittelpunkt stellt, vgl.
dazuu.a. A. Kosing: Nation in Geschichte undGegenwart, Berlin 1976.

149 K.Marx: Konspekt zu Bakunins „Staatlichkeit und Anarchie", aoi.O., S.635.
150 Vgl.ders.: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie. Berlin1953,S.21 ff.
151 Vgl. z.B. Ders.: Kritik des Hegelscfaen Staatsrechts, MEW, 1, S.231ff.
152 Vgl. ders.: Grundrisse, a.a.O., S. 21.
153 E. Bernstein:DieVoraussetzungen des Sozialismus und die Aufgabender Sozial

demokratie, Stuttgart 1899, S. 177.
154 O.Bauer: Demokratie und Sozialismus, in: H. J. Sandkühler/R. de la Vega

(Hrsg.): Austromarxismus. Frankfurt/M.-Wien 1970,S. 98-119, hier S. 101.
155 F. Engeis: Diepreußische Militärfrage unddie deutsche Arbeiterpartei, an.O.,

S. 76.
156 K. Marx: Der 18. Brumaire..., a.a.O., S. 197, vgl. auch S. 154.
157 Dazugehörtauch—was hiernichtimDetailbehandelt werden kann—der Wandel

der Parteistruktur selbst: die Massenorganisationen der Arbeiterbewegung zwingen die
bürgerlichen Parteien dazu,.eine Massenbasis zuerlangen, da dieklassische bürgerliche
Honoratiorenpartei kein angemessenes Gegengewicht (politisch imd ideolo^sch) mehr
bildet. In Deutschland setzt dieser Prozeß schon nach der Jahrhundertwende mit der Ent-
wickltmg außerparlalamentarischer Organisationsformen (Flottenverein, Kolonialverein,
Alideutscher Verband, Bauernorganisationen etc.)ein, die der imperialistischen Politik
eine Massenbasis verschaffen sollen.
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158 Vgl. dazu J. Hirsch: Wissenschaftlich-technischer Fortschritt und politischesSy
stem, Frankfurt/M. 1970, bes. S. 241/242.

159 Vgl IMSF: Klassen- und Sozialstruktur der BRD. 1950-1970. Teil II: Soziabtati-
stische Analyse, Frankfurt/M. 1973, S. 466.

160 Vgl. dazu ausführlich den Beitrag von W. Kiepert in diesem Band.
161 J. Habennas: Technik und Wissensdiaft als .Ideologie', in: ders.: Technik und

Wissenschaft als .Ideologie', Frankfurt/M. 1968, S. 76 f.
162 So H. Schelsky: Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation, Köln und

Opladen 1961, S. 20-32.
163 In den gegenwärtigen Auseinandersetzungen in der BRD artikuliert sich dieser

Widerstand vor allem in Parolen wie „Freiheit oder Sozialismus" bzw. inder Beschwörung
des „Gewerkscfaaftsstaates".

164 Vgl.dazu als aktuellen - auf die BRD bezogenen- Beitrag: J. Hnffschmid:Alter
nativen imd Perspektiven im Kampfgegen die Krise, in: Hufbchmid/Scfaui (Hrsg.): Ge
sellschaft im Konkurs? Handbuch zur Wirtschaftskrise 1973-1976 in der BRD, Köln
1976,S. 473 ff.;für Italienvgl.E. Berlinguer:DieStrategieundTaktikder IKPimKampf
gegen die Krise, in; IB, 22/1976, S. 47 ff.

165 J. Hirsch: Wissenschaftlich-technischer Fortschritt.... a.a.O.. S. 247
166 P. Boccara u.a. (Autorenkollektiv): Der staatsmonopolistische Kapitalismus,

a.a.O., S. 23.
167 Vgl. ebd., S. 78, vgl.dazu im Detail Ph. Herzog: Grundsätze und irmerer 2Utsam-

menhang der Wirtschaftspolitik für die demokratische Regierung der Volkseinheit, in:
Manismus-Digest, 2/1972, S. 30-56.

168 So z. B. G. C. Pajetta (IKP): Intervention ä la reneontre de Boudapest, in; Les
Communistes Italiens.Bulietin Etranger publidpar le P.C.I„ No. 1/1975, S. 31-41:,Jjes
peuplesdes payscapitalistespeuvent aujourd'hui avecsuccesse proposer d'empdcher que
lacrise £conomique qui frappe leuts pays, conduise, comme äl'dpö^e,ädes Solutionsde
type fascistes,ä des aventures expansionnisteset ä la guerre." (S. 32, vgl.auch S. 38/39).

169 R. Opitz: Oberdie Entstehung undVerhinderung vonFaschismus, in: DasArgu
ment, Nr. 87, November 1974, S. 543-603, hier S. 599.

170 Ebd„S.598.
171 DieserZusammenhang machtverständlich, warumheute dieFragedesVerhältnis

seszur NATO zu einer wichtigen Frage auch der Positionsbestimmung der kommunisti
schen Parteien z.B. in Italien oder in Frankreich geworden ist.

172 F. Hincker: Für eine kritische Assimilation der Theorie, in: Sopo, 36, August
1976, S. 114-124, hier S. 120.

173 Ebd.

174 Vor allemder italienische KommunistA. Gramscihat diesen Aspektbei der Ana
lyse des Staates hervorgehoben, vgl. dazu K. Priester, zur Staatstheorie bei Antonio
Gramsci, m: Das Argument 104 (1977), und L. Althussen Ideologie und ideologisdie
Staatsapparate, in: Marxismus-D^st, Nr. 17, 1/1974, S. 30-44.

175 F. Hindcer, a.a.O., S. 122.
176 Ph. Herzog: Die Funktion des Staates in der gegenwärtigen kapitalistischen Ge

sellschaft,in: Marxismus-Digest, Nr. 17,1/1974, S. 3-29, hier S. 28/29; dieser Gedanke
wirdauchaufgegriffen bei W. Gems/R. Steigerwald:Füreine sozialistische Bundesrepu
blik, a.a.O., S. 25/26. Es fällt auf, daB diese innere Widersprüchlichkeitdes modernen
bürgerlichen Staates z.B. im Programm-Manifest der PCE überhaupt nicht thematisiert
wird;dort dominiertvielmehr(S.141-143) dieAuffassung vomStaat alsdemunmittelba
ren Macht-und Henschaftsapparat der Monopolbourgeoisie. Daraus ergibt sich,daß bei
den strategischenSchluBfolgetimgen (S. 170)nichtdieFrageder „demokratischenTrans
formation" des bürgerlichen Staates,sondern die nach der politischen Gewinnung der
Staatsbediensteten im demokratisch-antimonopolistischen Kampfim Mitteipunkt steht.

177 Vgl. Ph. Herzog: Die Funktion..., a.a.O., S. 29.
178 Vgl. u.a. F. Hincker, a.a.O., S. 119.
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179 A. Oramsci, zit. n. A. Kramer; Gramsci's Inteipcetation des Marxismus, in; Ge-
sellsdiaft.Beiträge zurMarxschen Theorie. 4. Frankfuit/M. 1974,8.6^118, hierS. 102.

180 Vgl. dazu K. Priester a.a.O.
181 Programm-Manifestder PCE, a.a.O., S. 160.
182 Vgl. L. S4ve über KlassentrewuBtsein bei Lenin und Diktatur des Proletariats, in;

Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialismus,3/1976, S. 166-170, hier S. 168.
183 F. Hincker, aa.O., S. 123.
184 L. Säve (a.a.O., S. 166) nennt ausdrücklich Wesensmerkmale der sozialistischen

Revolution, die gegenülrer dem Formwandel und Formenreichtum unveränderlich sind.
Freilich sind diese nicht identisdi mit den Bestimnnmgender „aUgemeinen Prirtzipien"
und „Gesetzmäßigkeiten"der sozialistischen Revolutionbei W. W. Sagladin(Gesamtre
daktion): Die kommunistische Welttrewegung, a.a.O., S. 109 ff.
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